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Die Integration von Flüchtlingen und 
Migranten1 mit unsicherem Aufent-
haltsstatus in den deutschen Arbeits-
markt ist in den letzten Jahren stärker 
in den Fokus der Politik gerückt.

Dies geschah auch durch die Bun-
desprogramme des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) zur arbeitsmarktli-
chen Unterstützung für Bleibeberech-
tigte und Flüchtlinge mit Zugang zum 
Arbeitsmarkt I und II,2 die unter die-
ser Zielsetzung seit 2008 bundesweit 
32 Netzwerke mit heterogener Träger-
struktur fördern.3

Bei der Beratung von Flüchtlin-
gen in diesem Themenfeld spielt die 
Kenntnis der aktuellen rechtlichen 
Grundlagen – insbesondere des Zu-
sammenwirkens der ausländerrecht-
lichen Voraussetzungen und der 
sozialrechtlichen Fördermöglich-
keiten – eine zentrale Rolle.

1	 Aus Gründen der Lesbarkeit und da auch 
in den hier zitierten rechtlichen Normen 
häufig nur die männliche Form verwendet 
wird, wird in dieser Broschüre zumeist auf 
die parallele Verwendung der männlichen 
und weiblichen Formen verzichtet. Alle ent-
sprechenden Formulierungen sind als ge-
schlechtsneutral zu verstehen. 

2	 Für nähere Informationen zu diesen Pro-
grammen siehe www.esf.de, Kategorie Pro-
grammübersicht/XENOS-Sonderprogramm 
für Bleibeberechtigte.

3	 Seit der 2. Förderrunde ab 1.11.2010: 28 
Netzwerke mit rund 230 Einzelprojekten.

Seit der Neuordnung des Beschäf-
tigungserlaubnisrechts im Rahmen 
des Zuwanderungsgesetzes 2005 hat 
es zwischenzeitlich einige Novellie-
rungen gegeben, durch die insbeson-
dere die Rechtsstellung von Personen 
mit einer Duldung verbessert wurde. 
Darüber hinaus ist am 1. Juli 2013 die 
Neufassung der Beschäftigungsver-
ordnung in Kraft getreten, die die Zu-
lassung zum Arbeitsmarkt für alle Mi-
granten regelt – unabhängig davon, 
ob sie im Ausland oder in Deutsch-
land leben.4 Sie enthält wesentliche 
Erleichtungen beim Arbeitsmarktzu-
gang für Asylsuchende mit einer Auf-
enthaltsgestattung und für Migran-
ten mit einer Aufenthaltserlaubnis 
aus völkerrechtichen, humanitären 
oder politischen Gründen. Auch die 
einschlägigen Regelungen etwa im 
SGB III wurden mehrfach geändert.

4	 Die vormalige Beschäftigungsverordnung 
und die Beschäftigungsverfahrensverord-
nung sind in der neuen Beschäftigungsver-
ordnung aufgegangen. Zu den im Laufe des 
Jahres 2013 in Kraft getretenen Neuerungen 
siehe auch Michael Maier-Borst, »Weitere 
Öffnungen des deutschen Arbeitsmark-
tes – Die neuen Regelungen für den Arbeits-
marktzugang von Drittstaatsangehörigen«, 
ASYLMAGAZIN 7–8/2013, S. 226–232.

Einführung

Im ersten Teil dieser Broschüre wer-
den die europarechtlichen Vorgaben 
und die ausländerrechtlichen Grund-
sätze des Arbeitsmarktzugangs darge-
stellt:

•	 Wer erhält unter welchen Voraus-
setzungen und in welchem Verfah-
ren eine Beschäftigungserlaubnis 
und wer kann sich selbstständig 
machen?

•	 Welche weiteren Nebenbestim-
mungen wie die räumliche Be-
schränkung oder die Wohnsitzauf-
lage können relevant sein? 

Der zweite Teil beschäftigt sich mit 
den (sozialrechtlichen) Unterstüt-
zungsangeboten:

•	 mit dem Zugang zu den gesetzlich 
geregelten Leistungen der JobCen-
ter, der Agenturen für Arbeit und 
der Jugendberufshilfe (SGB  II, 
SGB  III und SGB  VIII) und des 
BAföG, 

•	 mit der Option, im Ausland erwor-
bene Berufsqualifikationen aner-
kennen zu lassen, und

•	 mit den Möglichkeiten, Deutsch 
zu lernen sowie mit den anderen 
Förderinstrumenten im Rahmen 
öffentlich geförderter Projekte. 

Der Begriff »Flüchtlinge« in der 
Überschrift steht stellvertretend für 
die vier Personengruppen, mit deren 
Rechtsstellung sich diese Broschüre 
beschäftigt:

•	 Asylsuchende mit einer Aufent-
haltsgestattung nach § 55 AsylVfG,

•	 anderweitig (national) Schutzbe-
rechtigte, bei denen ein Abschie-
bungsverbot nach § 60 Abs. 5 oder 
Abs. 7 vorliegt und die eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 Auf-
enthG in der seit dem 1. Dezember 
2013 geltenden Fassung (neue Fas-
sung, n. F.) erhalten,5 

•	 Asylberechtigte und international 
Schutzberechtigte mit einer Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 
oder Abs. 2 AufenthG n. F., 

•	 Migranten mit einer Duldung nach 
§ 60 a AufenthG. 

Der Begriff der international Schutz-
berechtigten umfasst nach der 
Neufassung der sogenannten Qua-
lifikationsrichtlinie der EU (Art. 2 

5	 Am 1.  Dezember 2013 trat der größte Teil 
der Bestimmungen des sogenannten Richtli-
nienumsetzungsgesetzes in Kraft (Gesetz zur 
Umsetzung der Richtlinie 2011/95/EU vom 
28.  August 2013, BGBl 2013, Teil  I, Nr. 54, 
S. 3474 ff.), mit dem u. a. das Konzept der 
internationalen Schutzberechtigung in das 
deutsche Recht übernommen wurde. 

Rechtliche Rahmenbedingungen 
des Arbeitsmarktzugangs

Zur Verwendung des Begriffs 
»Flüchtlinge«
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Bst. b) i. V. m. Art. 2 Bst. e) und g) 
sowohl Flüchtlinge im Sinne der 
Genfer Flüchtlingskonvention als 
auch die sogenannten »subsidiär 
Schutzberechtigten«.6 International 
subsidiär Schutzberechtigte sind nach 
Art. 15 der Neufassung der Qualifika-
tionsrichtlinie Personen, die in ihrem 
Herkunftsland von einer der folgen-
den Gefahren bedroht sind (vgl. § 4 
Abs. 1 AsylVfG n. F.):

•	 Verhängung oder Vollstreckung 
der Todesstrafe,

•	 Folter oder unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder 
Bestrafung oder

•	 eine ernsthafte individuelle Bedro-
hung des Lebens oder der Unver-
sehrtheit als Zivilperson infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen 
eines internationalen oder inner-
staatlichen bewaffneten Konflikts.

Während sich der Schutz dieser Per-
sonengruppen also auf völker- und 
europarechtliche Vorgaben stützt, gibt 
es zusätzlich noch Möglichkeiten, ge-
fährdeten Personen nach nationalem 

6	 Richtlinie 2011/95/EU vom 13.  Dezember 
2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als 
Personen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz, für einen einheitlichen Status für 
Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht 
auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des 
zu gewährenden Schutzes, Amtsblatt L  337 
vom 20.12.2011, S. 9–26.

Recht Schutz zu gewähren. Nach dem 
Inkrafttreten des Richtlinienumset-
zungsgesetzes am 1. Dezember 2013 
werden zu den national (anderwei-
tig) Schutzberechtigten mit einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 
AufenthG insbesondere die Personen 
gehören, bei denen ein Abschiebungs-
verbot nach § 60 Abs. 5 oder Abs. 7 
AufenthG vorliegt. Darunter fallen 
Personen,

•	 deren Abschiebung wegen Versto-
ßes gegen die Europäische Men-
schenrechtskonvention (EMRK) 
unzulässig ist oder

•	 für die im Zielstaat der Abschie-
bung eine erhebliche konkrete Ge-
fahr für Leib, Leben oder Freiheit 
besteht. 

Erwähnung finden in diesem Zusam-
menhang zudem Personen, denen 
aus weiteren völkerrechtlichen, hu-
manitären oder politischen Gründen 
der Aufenthalt gewährt wird, etwa im 
Rahmen der Aufnahme von Flücht-
lingen aus dem Ausland oder durch 
die sogenannten »Altfall- « oder 
»Härtefall- « Regelungen.

Im Folgenden werden die aus-
länder- und sozialrechtlichen Rah-
menbedingungen des Arbeitsmarkt-
zugangs der genannten Gruppen 
dargestellt. 

 

6					     Einführung

I. Ausländerrechtliche Rahmenbedingungen

Hinweis: Jeder Aufenthaltstitel, 
jede Duldung und jede Aufent-
haltsgestattung muss erkennen 
lassen, ob die Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit erlaubt ist.7 
Die Formulierungen, die dabei 
verwendet wernachfolgend den 
sollen, werden in den Abschnit-
ten zu den jeweiligen Gruppen 
dargestellt. 

1.1 Beschäftigungserlaubnis 
bzw. Erlaubnis der selbst-
ständigen Erwerbstätigkeit

Die jetzt novellierte EU-Aufnahme-
richtlinie8 bestimmt in Art. 15 Abs. 1, 

7 	 § 4 Abs. 2 S. 2 AufenthG sowie AVwV zum 
AufenthG, 4.2.2.1.

8	 Richtlinie 2013/33/EU vom 26. Juni 2013 zur 
Festlegung von Normen für die Aufnahme 

dass die Mitgliedsstaaten den Arbeits-
marktzugang für Asylsuchende maxi-
mal für die Dauer von neun Monaten 
nach der Asylantragstellung vollstän-
dig ausschließen können. 

1.1.1 Beschäftigung bei Voraufent-
halt unter neun Monaten

Der Zeitrahmen von neun Monaten 
wurde bei der Umsetzung ins deut-
sche Recht vollständig ausgeschöpft,9 
womit die früher geltende Aus-
schlussfrist von einem Jahr also nur 
geringfügig abgesenkt wurde.10 

Im Regelfall – also nach der (erst-
maligen) Asylantragstellung und 
der anschließenden Erteilung einer 
Aufenthaltsgestattung – wird Asylsu-
chenden nun für neun Monate keine 
Beschäftigungserlaubnis erteilt (§ 61 
Abs. 2 S. 1 AsylVfG). Besaßen sie vor 
der Erteilung der Aufenthaltsgestat-
tung eine Duldung oder einen Auf-

von Personen, die internationalen Schutz be-
antragen, Abl. L 180/96 vom 29.6.2013.

9 	 Richtlinienumsetzungsgesetz vom 28.  Au-
gust 2013, a. a. o. (Fn. 5). Die entsprechende 
Änderung des § 61 Abs. 2 AsylVfG trat be-
reits am 6. September 2013 in Kraft.

10	 Der Koalitionsvertrag der großen Koalition 
vom 27. November 2013 sieht demgegenüber 
für Asylsuchende und auch für Duldungsin-
haber eine Senkung der Wartefrist auf drei 
Monate vor.

I.1. Asylsuchende	 7

Hinweis

In jedem Aufenthaltstitel, jeder 
Duldung und jeder Aufenthaltsge-
stattung muss erkennbar sein, ob 
die Ausübung einer Erwerbstätig-
keit erlaubt ist.7 Die Formulierun-
gen, die dabei verwendet werden 
sollen, werden nachfolgend in 
den jeweiligen Kapiteln genannt. 
Sie dienen als Klarstellung, von 
welchem Arbeitsmarktzugang die 
Ausländerbehörde ausgeht. Ent-
hält das Dokument keine entspre-
chende Bestimmung, sollte die 
Ausländerbehörde darauf hinge-
wiesen werden.   

!
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enthaltstitel, wird dies auf die Neun-
monatsfrist angerechnet (§ 61 Abs. 2 
S. 2 AsylVfG). Die Aufenthaltsgestat-
tung soll mit der Nebenbestimmung 
»Erwerbstätigkeit nicht gestattet« ver-
sehen werden.11

Eine Beschäftigungserlaubnis ist 
erforderlich für jede Form von un-
selbstständiger Erwerbstätigkeit (Be-
schäftigung) (§ 2 Abs. 2 AufenthG, 
§ 7 SGB IV), also für jede nicht selbst-
ständige Arbeit, für betriebliche Be-
rufsausbildungen und Praktika12, für  
betriebliche Einstiegsqualifizierun-
gen13, für ein Freiwilliges Soziales Jahr 
etc. (§§ 14 und 15 BeschV). Zugleich 
wird in § 30 Nr. 2 BeschV allerdings 
geregelt, dass bestimmte Tätigkeiten 
nicht als Beschäftigung im Sinne des 
Aufenthaltsgesetzes gelten. Demnach 
könnte z. B. für bestimmte Praktika 

11	 AVwV zum Aufenthaltsgesetz vom 
26.10.2009, 4.3.1.1, www.verwaltungsvor-
schriften-im-internet.de. Zur Einordnung 
dieses Vermerks als Nebenbestimmung vgl. 
Künte/Knödler, »Die Beschäftigungser-
laubnis für ausländische Arbeitnehmer als 
Nebenbestimmung zu Aufenthaltstitel, Auf-
enthaltsgestattung und Duldung«, NVwZ 
21/2010, 1328 ff.

12	 Bundesagentur für Arbeit, DA zum AufenthG 
vom 1.5.2011, 1.2.212, www.arbeitsagentur.
de/zentraler-Content/A01-Allgemein-Info/
A015-Oeffentlichkeitsarbeit/Publikation/
pdf/DA-Aufenthaltsgesetz.pdf.

13	 Bundesagentur für Arbeit, GA zur Einstiegs-
qualifizierung nach § 54 a SGB III, April 
2011, 54a.45, www.arbeitsagentur.de/zentra-
ler-Content/E-Mail-Infos/pdf/E-Mail-Info-
SGB-III-SGB-II-2012-06-13-Anlage-3.pdf.

oder Freiwilligendienste die Nichtbe-
schäftigungsfiktion greifen und eine 
Beschäftigungserlaubnis wäre nicht 
erforderlich. Da diese Auffassung 
noch nicht als herrschend bezeich-
net werden kann, ist aber im Einzel-
fall eine Klärung dieser Frage mit der 
Ausländerbehörde ratsam.   

Asylsuchenden ist zudem generell 
die Aufnahme einer selbstständigen 
Tätigkeit nicht gestattet (s. u., I. 1. 1. 4). 
Daher läuft die Nichterteilung der 
Beschäftigungserlaubnis also auf ein 
Arbeitsverbot für Asylsuchende wäh-
rend der ersten neun Monate des Auf-
enthalts hinaus, sofern nicht die oben 
beschriebene mögliche Ausnahme für 
bestimmte Praktika oder Freiwilligen-
dienste zur Anwendung kommt. 

1.1.2 Beschäftigung bei Voraufent-
halt zwischen neun Monaten und 
vier Jahren (nachrangiger Arbeits-
marktzugang)

Nach dem Ablauf der neunmonati-
gen »Wartezeit« kann Asylsuchen-
den eine Beschäftigungserlaubnis 
erteilt werden; sie haben damit einen 
sogenannten nachrangigen Arbeits-
marktzugang. In ihrer Aufenthaltsge-
stattung soll die Nebenbestimmung 
»Beschäftigung nur mit Genehmi-
gung der Ausländerbehörde gestat-
tet« vermerkt werden.14 Möchte ein 

14 AVwV, 4.3.1.1. 
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Asylsuchender eine Beschäftigung 
aufnehmen, also unselbstständig er-
werbstätig werden, muss er zunächst 
ein konkretes Arbeitsstellenangebot 
finden.15 Für dieses Stellenangebot be-
antragt er bei der für ihn zuständigen 
Ausländerbehörde die Erteilung einer 
Beschäftigungserlaubnis. Dem Antrag 
ist eine Beschreibung der Arbeitsstelle 
beizufügen, aus der sich insbesondere 
die Art der Tätigkeit, die Dauer und 
Verteilung der Arbeitszeit sowie die 
Vergütung ergibt.   

Seit dem 1.5.2011 gestaltet sich 
das Verfahren für die Beantra-
gung einer Beschäftigungserlaubnis 
folgendermaßen:16

15	 Zu der Unterstützung, die Asylsuchende bei 
dieser Suche erhalten können, vgl. II. 

16	 Bundesagentur für Arbeit, Organisation des 
Arbeitsmarktzulassungsverfahrens für aus-
ländische Arbeitnehmer in der ZAV, April 
2012, S. 3, www.arbeitsagentur.de/Dienststel-
len/besondere-Dst/ZAV/Downloads/AMZ/
amz-neuorganisation-mb-an-ag.pdf.

Die Ausländerbehörde leitet den 
Antrag an die Bundesagentur für Ar-
beit (BA) weiter, wenn diese der Er-
teilung der Beschäftigungserlaubnis 
zustimmen muss. Innerhalb der BA 
ist hierfür die Zentrale Auslands- und 
Fachvermittlung (ZAV) zuständig, die 
bundesweit an sechs Standorten an-
gesiedelt ist. Die ZAV prüft, ob Ver-
sagungsgründe17 vorliegen. Ist dies 
nicht der Fall, schickt sie den Antrag 
an den Arbeitgeberservice derjenigen 
Agentur für Arbeit, in deren Bezirk 
der Arbeitgeber seinen Sitz hat. Der 
Arbeitgeberservice führt eine Vor-
rang- und eine Beschäftigungsbedin-
gungsprüfung durch (diese Prüfun-
gen werden nachfolgend erläutert). 
Anschließend teilt der Arbeitgeber-
service der ZAV das Ergebnis mit, die 
ihrerseits im positiven Fall gegenüber 
der Ausländerbehörde die Zustim-
mung gibt. Daraufhin kann die Aus-
länderbehörde die Beschäftigungser-
laubnis erteilen, in der die Dauer, die 
Art der beruflichen Tätigkeit und die 
Beschränkung auf einen Betrieb fest-
gelegt ist (§ 39 Abs. 4 AufenthG, § 34 
Abs. 1 BeschV). Die Entscheidung 
über die Erteilung der Beschäfti-
gungserlaubnis ist eine Ermessensent-
scheidung der Ausländerbehörde.18 

17	 Vgl. I. 1. 1. 2 a).
18	 Zu den zulässigen Ermessenserwägun-

gen vgl. Grünewald in GK AsylVfG, § 61, 
Rn. 24 ff.

Erteilung der Beschäftigungser-
laubnis beim nachrangigen Ar-
beitsmarktzugang – Regelfall: 
Die Zustimmung der Bundes-
agentur für Arbeit ist notwendig 
und an das Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen geknüpft. 
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Dieses Verfahren wird durch die 
seit 1. August 2012 geltende Zustim-
mungsfiktion deutlich beschleunigt: 
Nach § 36 Abs. 2 BeschV gilt die Zu-
stimmung nach Ablauf von zwei Wo-
chen als erteilt, wenn bis dahin keine 
Entscheidung der Bundesagentur er-
gangen ist. Diese Frist verlängert sich 
nur dann, wenn die BA der Auslän-
derbehörde innerhalb von zwei Wo-
chen nach der Übermittlung der Zu-
stimmungsanfrage mitteilt, dass die 
vorliegenden Informationen für die 
Entscheidung über die Zustimmung 
nicht ausreichen oder dass der Arbeit-
geber die erforderlichen Auskünfte 
nicht oder nicht rechtzeitig erteilt hat.

Versagt die BA die Zustimmung, 
ist die Ausländerbehörde verpflich-
tet, einen schriftlichen, mit Gründen 
versehenen Ablehnungsbescheid zu 
erlassen (§§ 37, 39 VwVfG). Dagegen 
kann, falls dies landesrechtlich vor-
gesehen ist, Widerspruch oder direkt 
Klage beim zuständigen Verwaltungs-
gericht erhoben werden.

Im Regelfall werden folgende Ertei-
lungsvoraussetzungen für die Zu-
stimmung geprüft:

a) Vorliegen von Versagungsgrün-
den – Versagungsgründe liegen etwa 
dann vor, wenn das Arbeitsverhältnis 
aufgrund einer unerlaubten Arbeits-
vermittlung oder Anwerbung zustan-
de gekommen ist oder wenn der Asyl-
suchende als Leiharbeitnehmer tätig 

werden soll (§ 40 AufenthG). Damit 
ist für Asylsuchende ein Einstieg in 
den Arbeitsmarkt durch eine Zeitar-
beitsfirma nicht möglich.

b) Vorrangprüfung – Bei der Vor-
rangprüfung geht es in der Praxis 
insbesondere um die Frage, ob ein be-
vorrechtigter Arbeitnehmer für den 
konkreten Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht.19 

Bevorrechtigt sind insbesonde-
re Deutsche, Staatsangehörige aus 
EU‑Staaten und sonstige Ausländer, 
denen aufgrund ihres Aufenthaltsti-
tels die Erwerbstätigkeit gestattet ist 
(§ 39 Abs. 2 Nr. 1 b AufenthG).

Dies wird folgendermaßen ge-
prüft: Der Arbeitgeber muss seine 
Bemühungen, einen bevorrechtigten 
Arbeitnehmer zu finden, nachwei-
sen. Hierzu kann er der zuständigen 
Agentur für Arbeit einen Vermitt-
lungsauftrag erteilen.20 Diese kann für 
die konkrete Stelle einen bevorrech-
tigten Arbeitnehmer vorschlagen. Ab-
lehnen kann der Arbeitgeber diesen 
Vorschlag nur, wenn er besondere, 
objektive und sachlich gerechtfertigte 
Gründe hat, die in seinem individuel-
len Geschäftsinteresse liegen, warum 
er die Beschäftigung eines bestimm-

19	 Vgl. aber auch § 39 Abs. 2 Nr. 1 a und Nr. 2 
AufenthG.

20	 BA, DA zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 12), 
1.39.215.
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ten Ausländers anstrebt.21 Unter der-
artige Gründe können berufliche 
Vorerfahrungen oder auch bestimm-
te Sprachkenntnisse fallen, die der 
Arbeitnehmer z. B. im Umgang mit 
ausländischen Kunden bzw. Patienten 
oder auch in der Zusammenarbeit mit 
Arbeitskollegen oder Geschäftspart-
nern einbringen soll. Entsprechende 
Anforderungen sollten unbedingt in 
die Stellenbeschreibung aufgenom-
men werden und nicht erst im Rah-
men der Vorrangprüfung »nachge-
schoben« werden. 

c) Beschäftigungsbedingungsprü-
fung – Der Ausländer darf nicht zu 
ungünstigeren Arbeitsbedingungen 
beschäftigt werden als ein vergleich-
barer deutscher Arbeitnehmer (§ 39 
Abs. 2, 2. Hs. AufenthG). Dabei wird 
insbesondere untersucht, ob die ge-
setzlichen Regelungen (Arbeitneh-
merschutzgesetze etc.) eingehalten 
werden und der angebotene Lohn 
dem Tariflohn bzw. dem ortsüblichen 
Lohn entspricht.22

21	 Ebd., 1.39.217.
22	 Ebd., 1.39.220.

a) Erteilung ohne Zustimmung der 
BA – Insbesondere bei den folgenden 
Formen von Beschäftigung muss die 
BA der Erteilung der Beschäftigungs-
erlaubnis nicht zustimmen:

•	 Bei der Aufnahme einer Berufs-
ausbildung in einem staatlich 
anerkannten oder vergleichbar 
geregelten Ausbildungsberuf 
(§ 32 Abs. 4 i. V. m. § 32 Abs. 2 
Nr. 1 BeschV), Dies gilt nicht 
nur für qualifizierte Ausbildun-
gen im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 2 
BeschV (mindestens zweijährige 
Berufsausbildung), sondern auch 
für Ausbildungen mit kürzerer 
Regelausbildungsdauer, z. B. als 
Altenpflegehelferin,23 

•	 bei Praktika im Rahmen eines 
Studiums, einer schulischen Aus-
bildung oder eines von der Euro-
päischen Gemeinschaft finanziell 

23	 Bundesagentur für Arbeit, DA zur BeschV, 
August 2013, 2.32.202, www.arbeitsagentur.
de/zentraler-Content/A01-Allgemein-Info/
A015-Oeffentlichkeitsarbeit/Publikation/
pdf/DA-Beschaeftigungsverordnung.pdf.
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geförderten Programms, wie etwa 
des o. g. ESF-Bundesprogramms 
zur arbeitsmarktlichen Unter-
stützung (§ 32 Abs. 4 i. V. m. § 32 
Abs. 2 Nr. 2 BeschV, § 15 Nr. 1 u. 2 
BeschV), 

•	 bei Tätigkeiten im Rahmen eines 
gesetzlich geregelten Freiwilligen-
diensts wie dem Freiwilligen So-
zialen Jahr oder dem Bundesfrei-
willigendienst24 (§ 32 Abs. 4, § 14 
Abs. 1 Nr. 1 BeschV), 

•	 bei der Beschäftigung von engen 
Familienangehörigen des Arbeit-
gebers, die mit diesem zusam-
menleben (§ 32 Abs. 4 i. V. m. § 32 
Abs. 2 Nr. 3 BeschV),

•	 bei der Beschäftigung von Hoch-
qualifizierten etc.25 (§ 32 Abs. 4 
i. V. m. § 32 Abs. 2 Nr. 2,   § 2 Abs. 1 
Nr. 1 BeschV; § 19 AufenthG) so-
wie 

24	 Bundesagentur für Arbeit, DA zur BeschV, 
August 2013, 2.14.102, www.arbeitsagentur.
de/nn_27836/SiteGlobals/Forms/Suche/ser-
viceSuche__Form,templateId=processForm.
html?allOfTheseWords=DA+BeschV&x=0&
y=0&lang=de.

25	 Siehe § 32 BeschV, im Wortlaut wiedergege-
ben auf S. 21. Eine Zustimmung ist nach 
§ 32 Abs. 2 Nr. 2 Abs. 4 BeschV insbesondere 
auch nicht erforderlich bei Tätigkeiten ab ei-
ner bestimmten Gehaltshöhe (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 
BeschV), von Führungskräften (§ 3 Nr. 1–3 
BeschV), in Wissenschaft, Forschung und 
Entwicklung (§ 5 BeschV), von besonderen 
Berufsgruppen wie Berufssportlern, Foto-
modellen (§ 22 Nr. 3–5 BeschV) und im Zu-
sammenhang mit internationalen Sportver-
anstaltungen (§ 23 BeschV).

•	 bei einer dem inländischen Hoch-
schulabschluss entsprechenden 
Beschäftigung (§ 2 Abs. 1 Nr.  3 
BeschV).

Als wesentliche Neuerung sticht hier-
bei hervor, dass für Asylsuchende nun 
nach neun Monaten grundsätzlich26 
ein uneingeschränkter Zugang zu ei-
ner Berufsausbildung besteht. 

b) Zustimmung der BA ohne Vor-
rangprüfung – Härtefallregelung: 
Die BA muss zwar der Erteilung der 
Beschäftigungserlaubnis zustimmen, 
aber keine Vorrangprüfung durchfüh-
ren – womit das in der Praxis größte 
Erteilungshindernis wegfällt –, wenn 
die Versagung der Beschäftigungser-
laubnis für den Asylsuchenden eine 
besondere Härte bedeuten würde 
(§ 37 BeschV). Eine besondere Härte 
kann etwa infolge einer Traumatisie-
rung, einer Schwerbehinderung, einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit oder 
als Folge besonderer Familienverhält-
nisse vorliegen.27

Vorbeschäftigung: Die Vorrangprü-
fung kann auch entfallen, wenn ein 
Beschäftigungsverhältnis nach ein-

26	 Vgl. Grünewald, a. a. O. (Fn. 18), zur Frage 
der Ermessensentscheidung.

27	 Urteile des Bundessozialgerichts vom 
21.3.1978 – 7 RAr 48/76 –, vom 30.5.1978 – 
7 RAr 15/77 –, vom 14.11.1978 – 7/12 RAr 
23/77 –, vom 14.11.1978 – 7 RAr – und vom 
19.6.1979 – 7 RAr 49/78 –.
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jähriger Vorbeschäftigungszeit beim 
selben Arbeitgeber fortgesetzt wird 
(§ 35 Abs. 5 BeschV).

1.1.3 Beschäftigung bei Voraufent-
halt ab vier Jahren

Seit dem Inkrafttreten der Beschäf-
tigungsverordnung am 1.  Juli  2013 
muss die BA bei Asylsuchenden, die 
sich bereits vier Jahre mit einer Auf-
enthaltsgestattung, Aufenthaltser-
laubnis oder einer Duldung im In-
land aufhalten, der Erteilung einer 
Beschäftigungserlaubnis für jede Art 
von Tätigkeit nicht mehr zustim-
men (§ 32 Abs. 4 i. V. m. § 32 Abs. 3 
Nr. 2 BeschV). In der Praxis wird die 
Aufenthaltsgestattung häufig mit der 
Nebenbestimmung »Beschäftigung 
allgemein erlaubt« o. Ä. versehen. 
Eine Tätigkeit als Leiharbeitnehmer 
ist jetzt ebenfalls möglich (vgl. § 40 
AufenthG). Hat ein nach Deutschland 
zurückgekehrter Ausländer bereits 
früher mit einer Arbeitsgenehmigung 
bzw. mit Zustimmung der BA im In-
land gearbeitet, gilt diese vierjährige 
Wartezeit für ihn nicht.28 

Damit haben Asylsuchende nach 
vier Jahren grundsätzlich29 einen un-

28	 Bundessozialgericht, Urteil vom 23.6.1982 – 
7 Rar 106/81 –.  

29	 Vgl. Grünewald, a. a. O. (Fn. 18) zur Frage 
der Ermessensentscheidung.

eingeschränkten Zugang zu jeder Art 
von Beschäftigung.

1.1.4 Selbstständige Erwerbstätig-
keit

Die Aufnahme einer selbstständi-
gen Erwerbstätigkeit ist Asylsuchen-
den nicht gestattet (vgl. § 21 Abs. 6 
AufenthG). 

1.2 Sonstige Rahmenbedin-
gungen

Neben der Frage der Beschäftigungs-
erlaubnis können auch die folgenden 
Faktoren einen Einfluss auf die In-
tegration in den Arbeitsmarkt haben:

Die Wohnsitzauflage, die Asylsu-
chende verpflichtet, an einem ihnen 
zugewiesenen Ort zu wohnen (§ 60 
Abs. 2 AsylVfG), beschränkt den Ak-
tionsradius für die Arbeitsuche er-
heblich. Es ist für Asylsuchende mög-
lich, die Verlegung des Wohnsitzes 
zu beantragen (sogenannter Umver-
teilungsantrag). Ein Umverteilungs-
antrag, der sich allein auf bessere Ar-
beitsmöglichkeiten an einem anderen 
Wohnort stützt, hat aber in der Regel 
nur dann Aussicht auf Erfolg, wenn 
dargelegt wird, dass an dem anderen 
Ort ein Arbeitsangebot besteht, durch 
das der Asylsuchende voraussichtlich 
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dauerhaft unabhängig von öffentli-
chen Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts werden kann.30 

Neben der Wohnsitzauflage be-
steht bei Asylsuchenden weiterhin 
noch die räumliche Beschränkung 
nach § 56 AsylVfG, die häufig auch als 
»Residenzpflicht« bezeichnet wird. 
Danach ist die Aufenthaltsgestattung 
der Asylsuchenden auf den Bezirk der 
für sie zuständigen Ausländerbehörde 
beschränkt.31 Zu beachten sind in die-
sem Zusammenhang die besonderen 
Regelungen, die die meisten Bundes-
länder mittlerweile erlassen haben 
und mit denen es Asylsuchenden er-
möglicht wird, sich ohne Erlaubnis in 
mehreren angrenzenden Landkreisen, 
im gesamten Bundesland oder auch 
in angrenzenden Bundesländern auf-
zuhalten (§ 58 Abs. 6 AufenthG). Wo 
solche Regelungen den Betroffenen 
nicht weiterhelfen, ist die Ausländer-
behörde im Regelfall verpflichtet, die 
räumliche Beschränkung auf den Be-
zirk einer anderen Ausländerbehörde 
zu erweitern, wenn ein Asylsuchen-
der dort arbeiten, eine betriebliche 
Aus- oder Weiterbildung absolvieren 
oder studieren möchte (§ 58 Abs. 1 
S. 3 AsylVfG).  

30	 Vgl. die entsprechende Regelung zur Aufent-
haltserlaubnis AVwV, 12.2.5.2.2. 

31	 Dies gilt nach dem Wegfall der Verpflich-
tung, in einer Aufnahmeeinrichtung zu 
leben, die maximal drei Monate bestehen 
kann, § 56 Abs. 1; § 47 Abs. 1, S. 1 AsylVfG. 

Asylsuchende sollen in der Regel 
in Gemeinschaftsunterkünften un-
tergebracht werden (§ 53 Abs. 1 S. 1 
AsylVfG). Diese Form der Unterbrin-
gung kann wegen der häufig abge-
schiedenen Lage der Einrichtungen 
und der damit verbundenen Isolie-
rung die Kontaktaufnahme zur Ar-
beitswelt faktisch erschweren.

Die Geltungsdauer der Auf-
enthaltsgestattung beträgt längs-
tens sechs Monate (§ 63 Abs. 2 S. 2 
AsylVfG). Daher müssen potenziel-
le Arbeitgeber in manchen Fällen 
zunächst davon überzeugt werden, 
dass der Asylsuchende nach Ablauf 
der Geltungsdauer nicht automa-
tisch ausreisen muss, sondern dass 
Aufenthaltsgestattungen in der Regel 
verlängert werden, solange das Asyl-
verfahren dauert (einschließlich eines 
möglichen verwaltungsgerichtlichen 
Verfahrens). 
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2. Anderweitig (national) 
Schutzberechtigte

Personen, bei denen ein Abschie-
bungsverbot nach § 60 Abs. 5 oder 
Abs. 7 AufenthG vorliegt, können als 
anderweitig oder national Schutz-
berechtigte bezeichnet werden (in 
Abgrenzung zu den international 
Schutzberechtigten, deren Rechtsstel-
lung sich seit der Umsetzung der Neu-
fassung der Qualifikationsrichtlinie 
am 1.  Dezember  2013 aus dem EU-
Recht ergibt).32 Anderweitig Schutz-
berechtigte erhalten eine Aufenthalts-
erlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG.

2.1 Beschäftigungserlaubnis 
bzw.  Erlaubnis der selbst-
ständigen Erwerbstätigkeit

2.1.1 Beschäftigung

Mit dem Inkrafttreten der Beschäf-
tigungsverordnung am 1.  Juli  2013 
wurde der Arbeitsmarktzugang von 
Migranten mit einer Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG 
deutlich verbessert: Seither muss die 
BA der Erteilung einer Beschäfti-
gungserlaubnis für jede Art von Be-
schäftigung überhaupt nicht mehr 
zustimmen (§ 31 BeschV).

32	 Zu den Einzelheiten vgl. Einführung.

In der Praxis wird die Aufenthalts-
erlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG 
häufig mit der Nebenbestimmung 
»Beschäftigung allgemein erlaubt« 
o. Ä. versehen; eine Tätigkeit als Leih-
arbeitnehmer ist jetzt ebenfalls mög-
lich (vgl. § 40 AufenthG).

Damit haben anderweitig Schutz-
berechtigte nunmehr von Anfang an 
einen uneingeschränkten Zugang zu 
Beschäftigung.

2.1.2 Selbstständige Erwerbstätig-
keit

Die Ausländerbehörde kann bei an-
derweitig Schutzberechtigten auf ei-
nen entsprechenden Antrag hin die 
Ausübung einer selbstständigen Tä-
tigkeit erlauben, wenn die nach son-
stigen Vorschriften erforderlichen 
Erlaubnisse hierfür vorliegen oder zu-
gesagt wurden (§ 21 Abs. 6 AufenthG). 

BeschV § 31

Die Erteilung der Erlaubnis zur 
Beschäftigung an Ausländerin-
nen und Ausländer mit einer Auf-
enthaltserlaubnis, die nach Ab-
schnitt  5 des Aufenthaltsgesetzes 
erteilt worden ist, bedarf keiner 
Zustimmung der Bundesagentur 
für Arbeit.

§
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Nach den Allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften zum AufenthG33 sollen 
im Rahmen der Ermessensentschei-
dung insbesondere folgende Punkte 
berücksichtigt werden: 

•	 Es liegen ausreichende Kenntnis-
se der deutschen Sprache sowie 
Grundkenntnisse der Rechts- und 
Gesellschaftsordnung und der   
deutschen Lebensverhältnisse vor.

•	Der Nachweis unternehmeri-
scher Fähigkeiten wurde durch 
eine frühere Beschäftigung in 
Deutschland erbracht.

•	Die fachkundigen Körperschaften 
(etwa Handwerkskammer, Indus-
trie- und   Handelskammer) äu-
ßern keine gravierenden Beden-
ken.

33	 AVwV, 21.6.

•	Durch die angestrebte selbststän-
dige Tätigkeit kann der Lebens-
unterhalt voraussichtlich gesi-
chert werden. 

•	 Eine Änderung der Wohnsitzauf-
lage ist nicht erforderlich.

Für die sonstigen Arten der Aufent-
haltserlaubnis, die aus völkerrechtli-
chen, humanitären oder politischen 
Gründen erteilt wurden, gelten die 
dargestellten Regelungen des Arbeits-
marktzugangs entsprechend,34 soweit 
den Inhabern die Erwerbstätigkeit 
nicht nach dem Gesetzeswortlaut oh-
nehin gestattet ist (vgl. I. 3. 1).

2.2 Sonstige Rahmenbedin-
gungen

Nach den Allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften zum Aufenthaltsge-
setz35 wird auch die nach § 25 Abs. 3 
AufenthG erteilte Aufenthaltserlaub-
nis von anderweitig Schutzberechtig-
ten mit einer Wohnsitzauflage verse-
hen, solange Leistungen nach SGB II 
oder XII bezogen werden. Die Wohn-
sitzauflage ist aufzuheben, wenn der 
Lebensunterhalt am neuen Wohnort 

34	 Dies gilt für die Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 22 S. 1; § 23 Abs. 1; § 23 a; § 24 Abs. 1; § 25 
Abs. 4 S. 1, 2, Abs. 4 a, b; Abs. 5; § 25 a Abs. 1, 
2 AufenthG. 

35	 AVwV, 12.2.5.2.2, 2.3.3. 

AufenthG § 21 Abs. 6

(6) Einem Ausländer, dem eine 
Aufenthaltserlaubnis zu einem an-
deren Zweck erteilt wird oder er-
teilt worden ist, kann unter Beibe-
haltung dieses Aufenthaltszwecks 
die Ausübung einer selbständigen 
Tätigkeit erlaubt werden, wenn 
die nach sonstigen Vorschriften 
erforderlichen Erlaubnisse erteilt 
wurden oder ihre Erteilung zuge-
sagt ist.

§
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auch für alle Familienangehörigen 
voraussichtlich dauerhaft ohne Inan-
spruchnahme dieser Leistungen ge-
sichert wird. Bei der beabsichtigten 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ge-
nügt die Vorlage eines entsprechen-
den Arbeitsvertrages; bei befristeten 
Arbeitsverhältnissen ist eine Pro-
gnoseentscheidung zu treffen, ob der 
Abschluss neuer Arbeitsverträge zu 
erwarten ist. Ausreichend ist es auch, 
wenn das für die Sicherung des Le-
bensunterhalts erforderliche Einkom-
men um bis zu 10 % unterschritten 
wird.36

Die Geltungsdauer der Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 
AufenthG beträgt zwischen einem 
und drei Jahren (§ 26 Abs. 1 S. 1, 4 
AufenthG n. F.); über die Dauer im 
Einzelfall trifft die Ausländerbehör-
de eine Ermessensentscheidung.37 
Damit ist es grundsätzlich möglich, 
bestimmte Anforderungen von Ar-
beitgebern an die Laufzeit der Aufent-
haltserlaubnis zu berücksichtigen. 

Weitere, den Arbeitsmarktzugang 
tangierende Nebenbestimmungen 
gibt es bei anderweitig Schutzberech-
tigten nicht.

36	 AVwV, 12.2.5.2.4.1. 
37	 AVwV, 26.1.2. 

Zu dieser Gruppe gehören:

•	Nach Art. 16 a GG anerkannte 
Asylberechtigte, die eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 
AufenthG erhalten, 

•	 nach der Genfer Flüchtlings-
konvention (GFK)38 aner-
kannte Flüchtlinge (§ 60 Abs. 1 
AufenthG), denen eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 2  
S. 1 Alt. 1 AufenthG n. F. erteilt 
wird, sowie 

•	 seit dem Inkrafttreten der Um-
setzung der Neufassung der Qua-
lifikationsrichtlinie am 1.  De-
zember  2013 zudem subsidiär 
Schutzberechtigte mit einer Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 
S. 1 Alt. 2 AufenthG.

3.1 Beschäftigungserlaubnis 
bzw.  Erlaubnis der selbst-
ständigen Erwerbstätigkeit

Nach Art. 26 Abs. 1 und Art. 20 Abs. 2 
der Neufassung der Qualifikations-

38	 Abkommen über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge vom 28. Juli 1951.

3. Asylberechtigte und 
international Schutzbe-
rechtigte
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richtlinie39 gestatten die Mitgliedstaa-
ten international Schutzberechtigen, 
also GKF-Flüchtlingen und subsidiär 
Schutzberechtigten, unmittelbar nach 
Zuerkennung des Schutzes die Auf-
nahme einer unselbstständigen oder 
selbstständigen Erwerbstätigkeit nach 
den Vorschriften, die für den betref-
fenden Beruf oder für die öffentliche 
Verwaltung allgemein gelten. Dabei 
kann die nationale Arbeitsmarktlage  
nicht berücksichtigt werden. 

Nach dem Wortlaut von § 25 Abs. 1 
und Abs. 2 AufenthG berechtigen die-
se Formen der Aufenthaltserlaubnis 
zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 
Sie sind mit der Nebenbestimmung 
»Erwerbstätigkeit gestattet« o. Ä. zu 
versehen.40 Damit ist jede Form der 
Beschäftigung, aber auch die selbst-
ständige Erwerbstätigkeit erlaubt.

Bei den anderen aus völkerrechtli-
chen, humanitären oder politischen 
Gründen erteilten Arten der Aufent-
haltserlaubnis ist die Erwerbstätigkeit 
nur noch bei der Aufenthaltserlaubnis 
nach § 23 Abs. 2 AufenthG unmit-
telbar durch den Gesetzeswortlaut 
gestattet. Dies betrifft Personengrup-
pen, denen z. B. im Rahmen eines 
Aufnahmeprogramms für Flüchtlinge 
aus Krisengebieten eine sogenannte 
Aufnahmezusage erteilt wurde. Bei 
dem Personenkreis, der aufgrund der 
gesetzlichen Altfallregelung 2007 eine 

39	 Richtlinie 2011/95/EU, a. a. O. (Fn. 6).
40	 AVwV, 4.2.1.1, 4.2.1.2. 

Aufenthaltserlaubnis nach § 104 a 
AufenthG erhalten hatte, war die Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit eben-
falls gesetzlich erlaubt (§ 104 a Abs. 4 
S. 2 AufenthG). Die entsprechende 
Nebenbestimmung »Erwerbstätigkeit 
gestattet« wurde dann in der Pra-
xis bei deren Verlängerung als Auf-
enthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 
AufenthG übernommen.  

3.2 Sonstige Rahmenbedin-
gungen

Bei anerkannten Asylberechtigten 
und GFK-Flüchtlingen darf wegen 
der in Art. 26 GFK gewährten Freizü-
gigkeit und dem Grundsatz fürsorge-
rechtlicher Gleichbehandlung (Art. 24 
GFK) keine Wohnsitzauflage wegen 
eines bestehenden Sozialhilfebezugs 
erlassen werden. 

Nach den Allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften zum AufenthG41 
kommt diese Auflage nur aus migra-
tions- und integrationspolitischen 
Interessen in Betracht. Hier sind u. a. 
konkrete und nachvollziehbare Aus-
führungen zu den örtlichen Integra-
tionsangeboten erforderlich, wenn 
der anerkannte Asylberechtigte oder 
GFK-Flüchtling wegen diesen durch 
eine Wohnsitzauflage an einen be-

41	 AVwV, 12.2.5.2.3.
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stimmten Wohnort gebunden werden 
soll.

Bei subsidiär Schutzberechtigten 
ist nach einer Entscheidung des OVG 
Nordrhein-Westfalen42 eine Wohn-
sitzauflage, die wegen Sozialleistungs-
bezugs verhängt wird, rechtswidrig, 
weil sie gegen Art. 3243 der alten Fas-
sung der Qualifikationsrichtlinie44 
verstößt.

Die Geltungsdauer der Aufent-
haltserlaubnis für anerkannte Asyl-
berechtigte und GFK-Flüchtlinge 
beträgt drei Jahre (§ 26 Abs. 1 S. 2 
AufenthG n. F.), subsidiär Schutz-
berechtigten wird die Aufenthalts-
erlaubnis für ein Jahr erteilt und bei 
einer Verlängerung für zwei weitere 
Jahre (§ 26 Abs. 1 S. 3 AufenthG n. F.). 
Weitere, den Arbeitsmarktzugang be-
rührende Nebenbestimmungen gibt 
es bei anerkannten Asylberechtig-
ten, GFK‑Flüchtlingen und subsidiär 
Schutzberechtigten nicht.

42	 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 
21.11.2013 – 18 A 1291/13 –, asyl.net, 
M21396.

43	 Art. 32 der Qualifikationsrichtlinie vom 
29.4.2004 entspricht Art. 32 Abs. 1 der Neu-
fassung der Qualifikationsrichtlinie vom 
20.12.2011 (s. Fn. 6).

44	 Richtlinie 2004/83/EG vom 29.4.2004 über 
Mindestnormen für die Anerkennung und 
den Status von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Flüchtling oder als Perso-
nen, die anderweitig internationalen Schutz 
benötigen, und über den Inhalt des zu ge-
währenden Schutzes, Abl. L304/12 vom 
30.9.2004, berichtigt durch Abl. 204/24 vom 
5.8.2005.

Nach § 60 a Abs. 2 und Abs. 4 
AufenthG erhalten Ausländer eine 
Duldung, wenn ihre Abschiebung aus 
tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den unmöglich ist und keine Aufent-
haltserlaubnis erteilt wird.

4.1 Beschäftigungserlaubnis 
bzw.  Erlaubnis der selbst-
ständigen Erwerbstätigkeit

4.1.1 Beschäftigung bei Voraufent-
halt unter einem Jahr 

Inhabern einer Duldung kann die 
Zustimmung zur Ausübung einer 
Beschäftigung erst erteilt werden, 
wenn sie sich seit einem Jahr gestat-
tet, erlaubt oder geduldet im Inland 
aufhalten (§ 32 Abs. 1 BeschV). Damit 
besteht im ersten Jahr des Aufenthalts 
kein Zugang zu einer zustimmungs-
pflichtigen Beschäftigung (vgl. 1. 1. 2). 
Auch die Härtefallregelung (§ 37 
BeschV) befreit nicht von der Einhal-
tung dieser Frist.45

Es stellt sich allerdings die Fra-
ge, ob die Erteilung einer Beschäfti-
gungserlaubnis für zustimmungsfreie 

45	 OVG Bremen, Beschluss vom 10.2.2012 – 1 B 
319/11 –, asyl.net, M19505.	

4. Migrantinnen und Mi-
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Beschäftigungen wie etwa Berufs-
ausbildungen oder bestimmte Prak-
tika (§ 32 Abs. 2 BeschV; vgl. 1.1.2.c) 
bereits im ersten Jahr des Aufent-
halts möglich ist. Weder § 32 Abs. 2 
BeschV, der regelt, welche Formen 
der Beschäftigung zustimmungs-
frei sind, noch eine andere Stelle in 
der Beschäftigungsverordnung oder 
im Aufenthaltsgesetz schreiben eine 
Wartefrist für die Erteilung einer 
Beschäftigungserlaubnis für eine zu-
stimmungsfreie Beschäftigung vor. 

Auch wenn in der Gesetzesbegrün-
dung46 auf diese Frage nicht eingegan-
gen wird, kann Duldungsinhabern 
daher eine Beschäftigungserlaubnis 
zur Ausübung einer zustimmungs-
freien Beschäftigung ohne Wartefrist 
erteilt werden.47    

46	 Bundesrats-Drucksache 182/13 vom 
1.3.2013, S. 37.

47	 Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS), Flüchtlinge – Kundinnen und 
Kunden der Arbeitsagenturen und der Job-
Center, Februar 2014, S. 21; s. auch Verfah-
renshinweise der Ausländerbehörde Berlin, 
11.9.2013, B.BeschV.32.1.1., S. 535, wonach 
unabhängig von der Dauer des geduldeten 
bzw. erlaubten Aufenthalts die Ausübung 
einer gemäß § 32 Abs. 2 zustimmungsfreien 
Beschäftigung in Betracht kommt, www.ber-
lin.de/formularserver/formular.php?157323; 
GGUA, Änderungen des Arbeitsmarktzu-
gangs – Auswirkungen für die Bleiberecht-
Netzwerke, November 2013, siehe www.asyl.
net/fileadmin/user_upload/redaktion/Do-
kumente/Arbeitshilfen/2013-11-00-GGUA_
arbeitsmarktzugang.pdf.

4.1.2 Nachrangiger Arbeitsmarkt-
zugang bei Voraufenthalt zwi-
schen einem und vier Jahren

Lebt ein Duldungsinhaber seit einem 
Jahr gestattet, erlaubt oder geduldet 
im Inland, kann ihm die Ausländer-
behörde mit Zustimmung der BA eine 
Beschäftigungserlaubnis auch für eine 
zustimmungspflichtige Beschäftigung 
erteilen (§ 4 Abs. 2 S. 3 AufenthG, § 32 
Abs. 1 BeschV); er hat ebenfalls einen 
nachrangigen Arbeitsmarktzugang. 
Dabei ist streitig, ob die Ausländerbe-
hörde im Rahmen dieser Ermessens-
entscheidung integrationspolitische 
Erwägungen sowie Tatsachen und 
Unterlassungen, die in den Anwen-
dungsbereich des § 33 BeschV fallen, 
berücksichtigen darf, was in der Pra-
xis häufig geschieht.48

Nach § 33 BeschV wird die Aus-
übung einer Beschäftigung in der 
Praxis insbesondere dann nicht er-
laubt, wenn dem Ausländer vorge-
worfen wird, dass er aufenthaltsbe-
endende Maßnahmen durch eigene 
falsche Angaben zu seiner Identität 
oder durch unterlassene Mitwirkung 
verhindert habe (zu dieser Regelung 

48	 Ist dem Ausländer der subsidiäre Schutzsta-
tus zuerkannt, kann bei der Ermessensaus-
übung nach § 10 Abs. 1 S. 1 BeschVerfV  (jetzt 
nach § 4 Abs. 2 S. 3 AufenthG) die Nichter-
füllung der Passpflicht von vornherein kei-
ne Berücksichtigung finden, VG Karlsruhe, 
Urteil vom 4.4.2012 – 1 K 834/11 –, asyl.net, 
M19674.
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BeschV § 32

(1) Ausländerinnen und Auslän-
dern, die eine Duldung besitzen, 
kann eine Zustimmung zur Aus-
übung einer Beschäftigung erteilt 
werden, wenn sie sich seit einem 
Jahr erlaubt, geduldet oder mit einer 
Aufenthaltsgestattung im Bundesge-
biet aufhalten. Die §§ 39 bis 41 des 
Aufenthaltsgesetzes gelten entspre-
chend.
(2) Keiner Zustimmung bedarf die 
Erteilung einer Erlaubnis zur Aus-
übung

1. einer Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten oder ver-
gleichbar geregelten Ausbildungs-
beruf,
2. einer Beschäftigung nach § 2 
Absatz 1, § 3 Nummer 1 bis 3, § 5 
[Hochqualifizierte, Führungs-
kräfte, Wissenschaftler], § 14 Ab-
satz 1, § 15 Nummer 1 und 2 [Frei-

willigendienste, Praktika], § 22 
Nummer 3 bis 5 und § 23 [Tages-
darbietungen, Berufssportler, Fo-
tomodelle] oder 
3. einer Beschäftigung von Ehegat-
ten, Lebenspartnern, Verwandten 
und Verschwägerten ersten Gra-
des eines Arbeitgebers in dessen 
Betrieb, wenn der Arbeitgeber mit 
diesen in häuslicher Gemeinschaft 
lebt.

(3) Die Erteilung einer Erlaubnis zur 
Beschäftigung an Ausländerinnen 
und Ausländer, die eine Duldung 
besitzen, bedarf keiner Zustimmung 
der Bundesagentur für Arbeit, wenn 
sie sich seit vier Jahren ununterbro-
chen erlaubt, geduldet oder mit ei-
ner Aufenthaltsgestattung im Bun-
desgebiet aufhalten.
(4) Die Absätze 2 und 3 finden auch 
Anwendung auf Ausländerinnen 
und Ausländer mit einer Aufent-
haltsgestattung.

§

im Detail s. I. 4. 1. 4). Dagegen ist ein-
zuwenden, dass die Anwendung des 
§ 33 BeschV durchaus engen Anfor-
derungen unterliegt – wie etwa das 
Erfordernis, dass die Täuschung über 
die Identität auch ursächlich für die 
Verhinderung der Abschiebung sein 
muss (vgl. I. 4. 1. 4). Diese Anforde-
rungen würden ausgehebelt, wenn 
später im Rahmen der Ermessensent-

scheidung aus dem gleichen Grund, 
aber unter Missachtung der Anfor-
derungen des § 33 BeschV, die Ar-
beitsaufnahme gleichsam »durch die 
Hintertür« untersagt werden könn-
te.49  Wenn also die Ausschlussgründe 

49	 Stiegeler, »Duldung und Erwerbstätig-
keit – Arbeitsverbot auf Umwegen?«, 
ASYLMAGAZIN 6/2005, 5 ff. (7), a. A. 
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des § 33 BeschV nicht greifen, dürfen 
sie auch nicht im Rahmen der Ermes-
sensentscheidung nach § 4 Abs. 2 S. 3 
AufenthG herangezogen werden.

In der Praxis wird darüber hinaus 
gelegentlich damit argumentiert, dass 
aufgrund integrationspoltitischer Er-
wägungen eine Aufenthaltsverfesti-
gung verhindert werden müsse. Dage-
gen spricht, dass der Gesetzgeber das 
Arbeitsverbot nach Ablauf der Jahres-
frist nicht aufrechterhalten hat, also 
keine entsprechende gesetzgeberische 
Absicht erkennbar ist. Außerdem ist 
eine Aufenthaltsverfestigung nach der 
einjährigen Wartefrist ohnehin einge-
treten, sodass die Versagung der Ar-
beitsaufnahme kein geeignetes Mittel 
zur Erreichung des Ziels darstellt und 

OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 
18.1.2006 – 18 B 1772/05 –, asyl.net, M7931; 
VG Karlsruhe, Beschluss vom 14.4.2005 – 10 
K 493/05 –, asyl.net, M7029; Zühlcke, »Die 
Zulassung von geduldeten Ausländern zur 
Ausübung einer Beschäftigung nach dem 
neuen Zuwanderungsrecht«, ZAR 10/05, 
317 ff. (320); vgl. auch VGH Baden-Würt-
temberg, Beschluss vom 10.5.2005 – 11 S 
1011/05 –, asyl.net, M7437, wonach eine 
unterbliebene Mitwirkungshandlung im 
Rahmen des § 10 BeschVerfV (jetzt nach 
§ 4 Abs. 2 S. 3 AufenthG) jedoch dann nicht 
berücksichtigt werden kann, wenn der Aus-
länder sie mangels Zumutbarkeit pflichtge-
mäßen Handelns nicht zu vertreten hat, da 
sonst Zumutbarkeitserwägungen unterlau-
fen würden. Nach VG Stuttgart, Urteil vom 
19.10.2010 – 6 K 1479/10 – (juris) kann die 
Nichterfüllung der Passpflicht in die Ermes-
sensentscheidung einbezogen werden.

damit dem Verhältnismäßigkeits-
grundsatz widerspricht.50

Die Duldung soll mit der Neben-
bestimmung »Beschäftigung nur 
mit Genehmigung der Ausländerbe-
hörde gestattet« versehen werden.51 
Wie ein Asylsuchender muss ein 
Duldungsinhaber für ein konkretes 
Arbeitsangebot eine Beschäftigungs-
erlaubnis beantragen; das Verfahren, 
die Erteilungsvoraussetzungen und 
die Ausnahmen vom Zustimmungs-
erfordernis sowie vom vollen Prü-
fungsumfang sind entsprechend (vgl. 
I. 1. 1. 2). Für die in § 32 Abs. 2 BeschV 
genannten Beschäftigungsarten (wie 
etwa bestimmte Berufsausbildung en 
oder Praktika) kann die Ausländer-
behörde eine Beschäftigungserlaubnis 
ohne Zustimmung der BA erteilen.

Liegt kein Arbeitsverbot nach § 33 
BeschV vor (vgl. I. 4. 1. 4), besteht da-
mit bei einer Duldung nach einem 
Jahr grundsätzlich52 ein uneinge-
schränkter Zugang zu einer Berufs-
ausbildung (vgl. I. 4. 1. 1).  

50	 VG Gießen, Beschluss vom 8.6.2006 – 4 
G 1454/06 –, asyl.net, M8408; VG Karls-
ruhe, Beschluss vom 14.4.2005 – 10 K 
493/05 –, asyl.net, M7029; Marx, Ausländer- 
und Asylrecht, 2. Aufl. 2005, § 3 Rn. 43; a. A 
OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 
9.11.2005 – 17 B 1485/05 –, asyl.net, M7604; 
VG Aachen, Beschluss vom 26.11.2009 – 9 L 
443/09 –, asyl.net, M16461.  

51	 AVwV, 4.3.1.1. 
52	 Zu den im Rahmen der Ermessensentschei-

dung zulässigen Erwägungen vgl. I. 4. 1. 2.     
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4.1.3 Beschäftigung bei Voraufent-
halt ab vier Jahren 

Seit dem Inkrafttreten der BeschV 
wird nach vier Jahren gestattetem, 
erlaubtem oder geduldetem Vorauf-
enthalt eine Beschäftigungserlaubnis 
für jede Art von Beschäftigung ohne 
die Zustimmung der BA erteilt (§ 32 
Abs. 3 BeschV). In der Praxis wird die 
Duldung häufig mit der Nebenbe-
stimmung »Beschäftigung allgemein 
erlaubt« o. Ä. versehen; eine Tätig-
keit als Leiharbeitnehmer ist jetzt 
ebenfalls möglich (§ 40 AufenthG).53 
Hat ein nach Deutschland zurückge-
kehrter Ausländer bereits früher mit 
einer Arbeitsgenehmigung bzw. mit 
Zustimmung der BA im Inland gear-
beitet, gilt diese vierjährige Wartezeit 
für ihn nicht.54

Damit haben geduldete Auslän-
der, wenn nicht die Voraussetzungen 
des § 33 BeschV vorliegen, nach vier 
Jahren grundsätzlich55 einen uneinge-
schränkten Zugang zu jeder Art von 
Beschäftigung. 

53	 Vgl. BA, DA zur BeschV, a. a. O. (Fn. 24), 
3.10.213, wonach hierzu die Duldung mit 
einer Nebenbestimmung wie »Beschäftigung 
allgemein erlaubt« versehen sein muss.

54	 Vgl. BSG, Urteil vom 23.6.1982, a. a. O. 
(Fn. 28).  

55	 Zu den im Rahmen der Ermessensent-
scheidung über die Erteilung der Beschäfti-
gungserlaubnis zulässigen Erwägungen vgl. 
I. 4. 1. 2.

4.1.4 Arbeitsverbot

Nach § 33 BeschV wird eine Beschäf-
tigungserlaubnis zum einen dann 
nicht erteilt, wenn ein geduldeter 
Ausländer aus von ihm zu vertre-
tenden Gründen nicht abgeschoben 
werden kann, z. B. weil er eine falsche 
Identität oder Staatsangehörigkeit an-
gegeben hat, oder weil er seinen Mit-
wirkungspflichten nicht nachgekom-
men ist56; unerheblich ist aber, ob eine 
freiwillige Ausreise möglich ist.57 

Der Ausländer verletzt seine ge-
setzlichen Mitwirkungspflichten 
(§§ 49 und 82 AufenthG), wenn er 
keinen gültigen Pass oder Passer-
satz hat und er sich weigert, etwa 
ein Formblatt zur Beantragung eines 
Identitätspapiers auszufüllen oder bei 
der Botschaft des Herkunftsstaates 
vorzusprechen. Die Ausländerbehör-
de muss allerdings – jedenfalls auf 

56	 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 
12.8.2010 – 8 PA 183/10 – (asyl.net, M17607); 
OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 
18.1.2006 – 18 B 1772/05 – (asyl.net, M7931). 

57	 Vgl. den unterschiedlichen Wortlaut in 
§ 33 BeschV (wie zuvor in § 11 BeschVerfV: 
»keine Vollziehung aufenthaltsbeenden-
der Maßnahmen«) und § 25 Abs. 5 S. 3 
AufenthG (»unverschuldet an der Ausreise 
gehindert«), OVG Niedersachsen, Beschluss 
vom 8.11.2005 – 12 ME 397/05 – (asyl.net, 
M7732); VG Braunschweig, Beschluss vom 
6.4.2005 – 6 B 113/05 – (asyl.net, M6448); 
Leineweber, »Die Beschäftigung von gedul-
deten Ausländern seit Inkrafttreten des Zu-
wanderungsgesetzes«, InfAuslR 7/8/2005, 
S. 302 ff. (303).
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Nachfrage des Ausländers – darauf 
hingewiesen haben, welche konkrete 
Mitwirkungshandlung der Ausländer 
vornehmen soll.58 Diese muss auch 
geeignet, erforderlich und verhältnis-

58	 Vgl. VGH Bayern, Urteil vom 23.3.2006 – 24 
B 05.2889 – (asyl.net, M8129) zur Mitwir-
kungspflicht des Ausländers sowie Hinweis- 
und Anstoßpflicht der Ausländerbehörde. 

mäßig im engeren Sinne sein,59 wo-
bei allerdings die Abgabe einer soge-
nannten »Freiwilligkeitserklärung« in 
der Rechtsprechung überwiegend für 
zumutbar gehalten wird.60   

Die vom Ausländer zu vertretenden 
Gründe müssen »zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt« die einzige Ursache für 
die Unmöglichkeit der Abschiebung 
sein.61 Dies ist nicht der Fall, wenn er 
auch aus anderen Gründen nicht ab-
geschoben werden kann, etwa weil: 

•	 es generell keine Abschiebungen 
in den Herkunftsstaat gibt, 

•	 der Herkunftsstaat grundsätzlich 
keine Heimreisedokumente aus-
stellt oder

•	 ein weiteres Abschiebungshinder-
nis (z. B. Reiseunfähigkeit) vor-
liegt.

Die Voraussetzungen für die Ertei-
lung eines Arbeitsverbots liegen zum 
anderen dann vor, wenn der Auslän-
der eingereist ist, um Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz zu 

59	 Stiegeler, a. a. O. (Fn. 49), S. 7; vgl. VGH Bay-
ern, Beschluss vom 28.4.2011 – 12 ZB 11.875 
(juris), wonach die Mitwirkungshandlung 
nicht objektiv unmöglich oder von vornhe-
rein nicht erfolgversprechend sein darf.   

60	 BVerwG, Urteil vom 10.11.2009 – 1 C 
19/08 – (juris); VG Berlin, Urteil vom 
25.10.2011 – 29 K 468.17 – (juris).

61	 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 
12.8.2010 – 8 PA 183/10 –, asyl.net, M17607; 
Stiegeler, a. a. O. (Fn. 49), S. 7, Leineweber, 
a. a. O. (Fn. 57), S. 304. 
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erhalten, wobei die Einreise jedoch 
vorrangig wegen des Bezugs von So-
zialleistungen erfolgt sein muss (Lei-
stungsbezug als prägendes Motiv).62

Die Ausländerbehörde trägt in 
folgender Hinsicht die Darlegungs- 
und Beweislast:63 Sie muss etwa vor-
tragen, aus welchen Gründen sie der 
Auffassung ist, dass der Ausländer 
falsche Angaben zu seiner Identität 
oder Staatsangehörigkeit gemacht 
hat bzw. dass die Nichterfüllung der 
Mitwirkungspflicht ursächlich für 
das Unterbleiben der Abschiebung 
war. Bestreitet der Ausländer diese 
Ausführungen, muss die Ausländer-
behörde sie – etwa durch die Vorlage 
von Urkunden – beweisen. Gelingt 
der Ausländerbehörde das nicht, 
kann sie die Beschäftigungserlaubnis 
nicht aus diesem Grund versagen. Der 
Duldungsinhaber muss allerdings die 
Erfüllung seiner Mitwirkungspflicht 
ebenso darlegen und beweisen.64

62	 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 
9.11.2005 – 17 B 1485/05 –, asyl.net, M7604. 

63	 OVG Niedersachsen, Beschluss vom 
24.8.2006 – 7 MW 36/06 –, asyl.net, M8720; 
Leineweber, a. a. O. (Fn.57), S. 303; Stiege-
ler, a. a. O. (Fn. 49), S. 7 m. w. N.; vgl. auch 
VG Mainz, Beschluss vom 11.1.2010 – 4 L 
1443/09.MZ –, asyl.net, M16916; a. A. VGH 
Bayern, Beschluss vom 12.10.2011 – 10 C 
11.788 – (juris), wonach der Duldungsin-
haber darlegen und beweisen muss, dass die 
verlangte Mitwirkung von vornherein keinen 
Erfolg haben würde.

64	 VGH Bayern, Beschluss vom 27.7.2010 – 
10 ZB 10.276 – (juris); OVG Berlin-Bran-

Ist der Jugendliche volljährig, kommt 
es allein auf sein eigenes Verhalten 
an. Bei minderjährigen Jugendlichen 
wurde in der Vergangenheit vertreten, 
dass ihnen das Verhalten ihrer Eltern 
zugerechnet werden kann, mit der 
Folge, dass sie nicht arbeiten dürfen, 
wenn die Eltern etwa bei der Passer-
satzbeschaffung nicht mitwirken.65 
Durch die Formulierung ... 66

denburg, Urteil vom 18.5.2011 – OVG 3 B 
3.11 – (juris).

65	 VG Münster, Beschluss vom 27.4.2005 – 8 
L 286/05 –, www.justiz.nrw.de; VG Gel-
senkirchen, Beschluss vom 5.8.2005 – 16 L 
924/05 – (juris); Antwort der Niedersäch-
sischen Landesregierung auf eine Anfrage 
zur Ausbildung geduldeter Ausländerin-
nen und Ausländer, abrufbar bei www.
mi.niedersachsen.de. 

66	 Vgl. die Verordnungsbegründung, Bundes-
rats‑Drucksache 183/13, S. 37.
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Arbeitsverbot und
Jugendliche

Ist der Jugendliche volljährig, 
kommt es allein auf sein eigenes 
Verhalten an. Bei minderjährigen 
Jugendlichen wurde in der Ver-
gangenheit vertreten, dass ihnen 
das Verhalten ihrer Eltern zuge-
rechnet werden kann, mit der Fol-
ge, dass sie nicht arbeiten durften, 
wenn die Eltern etwa bei der Pas-
sersatzbeschaffung nicht mitwirk-
ten.65 Durch die Formulierung 
»eigene Täuschung/eigene falsche 
Angaben« in § 33 BeschV, die vom 
Wortlaut der Vorgängernorm § 11 
BeschVerfV abweicht (»durch 
Täuschung […] oder durch falsche 
Angaben«), wurde klargestellt, 
dass das Verhalten der Eltern ih-
ren minderjährigen Kindern nicht 
zugerechnet werden darf.66 

!

BeschV § 33

(1) Ausländerinnen und Auslän-
dern, die eine Duldung besitzen, 
darf die Ausübung einer Beschäf-
tigung nicht erlaubt werden, wenn

1. sie sich in das Inland begeben 
haben, um Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zu 
erlangen, oder
2. aufenthaltsbeendende Maß-
nahmen bei ihnen aus Gründen, 
die sie selbst zu vertreten haben, 
nicht vollzogen werden können.

(2) Zu vertreten haben Auslän-
derinnen oder Ausländer die 
Gründe nach Absatz 1 Nummer 2  
insbesondere, wenn sie das Ab-
schiebungshindernis durch eigene 
Täuschung über ihre Identität oder 
Staatsangehörigkeit oder durch ei-
gene falsche Angaben selbst her-
beiführen.

§



4.1.5 Selbstständige Erwerbstätig-
keit

Die Aufnahme einer selbstständigen 
Erwerbstätigkeit ist mit einer Dul-
dung nicht möglich.

4.2 Sonstige Rahmenbedin-
gungen

Auch die Duldung kann mit einer 
Wohnsitzauflage und mit der Auf-
lage, in einer bestimmten Gemein-
schaftsunterkunft zu wohnen, verse-
hen werden.67 

Der Aufenthalt ist räumlich auf 
das Bundesland beschränkt (soge-
nannte Residenzpflicht), wobei eine 
weitere Beschränkung erfolgen kann 
(§ 61 Abs. 1 S. 1, 2 AufenthG). Dies 
wurde in der Vergangenheit häufig 
so gehandhabt, dass – wie bei Asylsu-
chenden – der Aufenthalt von Perso-
nen mit einer Duldung auf den Bezirk 
der zuständigen Ausländerbehörde 
beschränkt wurde. In einer Reihe von 
Bundesländern ist dies aber mittler-
weile gelockert worden, sodass sich 
die betroffenen Personen im Gebiet 
des gesamten Bundeslandes oder 
auch in benachbarten Bundesländern 
aufhalten dürfen. Wo solche Locke-
rungen nicht in Kraft sind, muss der 
Betroffene beantragen, dass die räum-

67	 AVwV, 61.1.2.

liche Beschränkung auf den Bezirk ei-
ner anderen Ausländerbehörde erwei-
tert wird, wenn er dort arbeiten, eine 
betriebliche Aus- oder Weiterbildung 
absolvieren oder studieren möchte. 
Seinen Antrag kann er darauf stützen, 
dass beim Vorliegen dieser Gründe 
sogar von der Beschränkung auf das 
Bundesland abgewichen werden kann 
(§ 61 Abs 1 S. 3 AufenthG), wobei dies 
wegen der Aufnahme einer Arbeit in 
einem anderen Bundesland allerdings 
erst nach dem Wegfall der Vorrang-
prüfung nach vier Jahren möglich ist. 

Über die Geltungsdauer der Dul-
dung entscheidet die Ausländerbe-
hörde nach Ermessen. In der Praxis 
wird die Duldung häufig für einen 
Zeitraum von drei oder sechs Mona-
ten erteilt. Macht ein Arbeitgeber sein 
Arbeitsangebot von einer bestimmten 
Laufzeit der Duldung abhängig, könn-
te daher bei der Ausländerbehörde 
die Einräumung einer entsprechen-
den Geltungsdauer beantragt werden. 
Gegebenenfalls kann auch versucht 
werden, den Arbeitgeber davon zu 
überzeugen, dass eine Abschiebung 
voraussichtlich auch nach dem Ablauf 
der Geltungsdauer unmöglich bleibt 
und die Duldung daher verlängert 
werden wird.
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In diesem zweiten Teil wird nun dar-
gestellt, welche Angebote die vier ein-
gangs genannten Personengruppen 
für einen Einstieg in den Arbeits-
markt nutzen können. Dabei wird zu-
nächst der Zugang zu den Leistungen 
der JobCenter, der Arbeitsagenturen 
und der Jugendberufshilfe dargestellt. 
Anschließend wird auf die Integrati-
onskurse, die Möglichkeit, im Aus-
land erworbene berufliche Qualifi-
kationen anerkennen zu lassen sowie 
auf die Angebote öffentlich geförder-
ter Projekte – etwa zur beruflichen 
Sprachförderung – eingegangen.
 

Möchte ein Asylsuchender eine Ar-
beit aufnehmen oder eine Berufsaus-
bildung beginnen, stellt sich die Fra-
ge, welche Unterstützung er von der 
Arbeitsverwaltung erhalten kann.   

1.1 Leistungen der JobCenter 
(SGB II) 

Da Asylsuchende Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz er-

halten (§ 1 Abs. 1, Nr. 1 AsylblG) sind 
sie von den Leistungen des SGB II zur 
Sicherung des Lebensunterhalts, aber 
auch von der Förderung zur Einglie-
derung in Arbeit ausgeschlossen (§ 7 
Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB II).68 Damit sind 
Asylsuchende keine Kundinnen und 
Kunden der JobCenter.

1.2 Leistungen der Agentu-
ren für Arbeit (SGB III) 

Wegen des Ausschlusses von den Hil-
fen des SGB II hat der Zugang zu den 
Fördermaßnahmen der Agenturen 
für Arbeit für Asylsuchende eine be-
sondere Bedeutung. 

Zu diesen Maßnahmen gehören 
neben der Berufsberatung und der 
Vermittlung freier Stellen auch die 
Übernahme von Bewerbungskos-
ten, die Förderung der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung sowie Lohn-

68	 Das BVerfG hat mit Urteil vom 18.7.2012 – 1 
BvL 10/10, 1 BvL 2/11 – festgestellt, dass die 
Höhe der Geldleistungen nach § 3 AsylblG 
evident unzureichend ist; bis zum Inkraft-
treten einer gesetzlichen Neuregelung wurde 
eine Übergangsregelung angeordnet, nach 
der sich die Höhe der Regelsätze an der Be-
darfshöhe des SGB XII orientiert. 
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kostenzuschüsse. Die einzelnen In-
strumente werden im Folgenden de-
tailliert dargestellt (vgl. II. 1. 2. 2). 

1.2.1 Grundsätzlicher Zugang zu 
den Leistungen des SGB III

Bei der Frage des grundsätzlichen Zu-
gangs von Asylsuchenden ist zu klä-
ren, 

a)	ob das SGB III die Gewährung 
von Leistungen vom Vorliegen 
bestimmter ausländerrechtlicher 
Zugangsvoraussetzungen abhän-
gig macht und

b)	ob und welche Folgen ausländer-
rechtliche Einschränkungen beim 
Zugang zum Arbeitsmarkt (vgl. 
I. 2. 1, 3. 1, 4. 1) für den Zugang zu 
den im SGB III verankerten För-
derinstrumenten haben. 

a) Enthält das SGB III bestimmte 
ausländerrechtliche Zugangsvor-
aussetzungen? 
In zwei Bereichen beinhaltet das 
SGB III Vorschriften, die bestimmte 
ausländerrechtliche Voraussetzungen 
für den Zugang zu diesen Leistungen 
normieren. Diese Regelungen be-
treffen die Berufsausbildungsbeihilfe 
(§ 56 SGB III) und die Leistungen zu-
gunsten förderungsbedürftiger junger 
Menschen – berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahmen, ausbildungsbe-
gleitende Hilfen und außerbetriebli-

che Berufsausbildung (§ 51, § 75, § 76 
SGB III). In diesen Vorschriften wird 
der Zugang von einem bestimmten 
Aufenthaltsstatus, von bestimmten 
Aufenthaltszeiten und von einer vo-
rausgegangenen rechtmäßigen Er-
werbstätigkeit – des Asylsuchenden 
selbst oder eines Elternteils – abhän-
gig gemacht (§ 52 Abs. 2, § 59, § 78 
Abs. 3 SGB III).

Außerdem ist festzustellen, dass 
bei keinem im SGB III verankerten 
Förderinstrument – anders als im 
SGB II – ein Ausschluss wegen des Be-
zugs von Leistungen nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz besteht.

Die Tatsache, dass das SGB III nur 
beim Zugang zur Berufsausbildungs-
beihilfe und bei den Leistungen zu-
gunsten förderungsbedürftiger junger 
Menschen ausdrücklich Ausschlüsse 
aufgrund der ausländerrechtlichen 
Situation vorsieht, spricht dafür, dass 
die anderen im SGB III enthaltenen 
Förderinstrumente grundsätzlich al-
len Ausländerinnen und Ausländern 
zur Verfügung stehen, unabhängig 
davon, welchen Aufenthaltsstatus sie 
haben, wie lange sie in Deutschland 
leben und ob sie oder ihre Eltern hier 
bereits rechtmäßig erwerbstätig gewe-
sen sind.

b) Gibt es generelle Zugangsbe-
schränkungen wegen des einge-
schränkten Arbeitsmarktzugangs?
Die meisten Förderinstrumente 
ohne ausländerrechtliche Sonder-
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regelungen setzen voraus, dass ein 
Beschäftigungsverhältnis oder eine 
betriebliche Berufsausbildung aufge-
nommen werden darf. Dies kann sich 
aus dem Inhalt der Förderung (z. B. 
beim Lohnkostenzuschuss) bzw. aus 
den bei einzelnen Förderleistungen 
vorausgesetzten persönlichen Eigen-
schaften ergeben (etwa Arbeitsloser 
zu sein, vgl. II. 1. 2. 2 (3)). Lediglich bei 
der Berufsberatung (§§ 29 ff. SGB III) 
und bei der Vermittlung freier Stellen 
(§§ 35 ff. SGB III) besteht dieses Erfor-
dernis nicht.69 Das führt zu der Frage, 
inwieweit gegebenenfalls bestehende 
Einschränkungen bei der Möglich-
keit, eine Beschäftigungserlaubnis zu 
erhalten, Folgen für den grundsätz-
lichen Zugang zu den Förderinstru-
menten des SGB III haben.

Nach § 8 Abs. 2 SGB II ist es für 
die Annahme der Erwerbsfähigkeit 
eines Ausländers ausreichend, wenn 
ihm die Aufnahme einer Beschäfti-
gung erlaubt ist oder erlaubt werden 
könnte. Die rechtliche Möglichkeit, 
eine Beschäftigung vorbehaltlich ei-
ner Zustimmung nach § 39 AufenthG 
aufzunehmen, reicht aus. Auch nach 
der Durchführungsanweisung70 der 

69	 Zu den Einzelheiten vgl. II. 1. 2. 2. a. (1), (2). 
70	 Bundesagentur für Arbeit (BA) Durchfüh-

rungsanweisung (DA) zu § 119 SGB III, von 
April 2011, Nr. 159 f, siehe www.arbeitsagen-
tur.de/zentraler-Content/A07-Geldleistung/
A071-Arbeitslosigkeit/Publikation/pdf/da-
alg-p119.pdf.

BA zu § 119 Abs. 5 SGB III71 steht eine 
Person mit Aufenthaltsgestattung 
oder Duldung den Vermittlungsbe-
mühungen der Agentur für Arbeit zur 
Verfügung, wenn die Wartezeit von 
einem Jahr erfüllt ist.72

Daraus lässt sich Folgendes schlie-
ßen:

•	 Existiert überhaupt kein Arbeits-
marktzugang – wie bei Asyl-
suchenden in den ersten neun 
Monaten ihres Aufenthalts (vgl. 
I. 1. 1. 1, 4. 1. 1) – und damit kei-
ne Erwerbsfähigkeit sowie keine 
Verfügbarkeit, kann wohl auch 
kein genereller Zugang zu den 
Förderinstrumenten des SGB III 
bestehen. 

•	Haben Asylsuchende nach neun 
Monaten einen mindestens nach-
rangigen Arbeitsmarktzugang, 
sind sie erwerbsfähig i. S. d. § 8 
Abs. 2 SGB II und stehen den Ver-
mittlungsbemühungen der Agen-
tur für Arbeit zur Verfügung.

Damit resultieren aus dem nachran-
gigen Arbeitsmarktzugang keine 
generellen Einschränkungen beim 
Zugang zu den Förderinstrumenten 
des SGB III.

71	 Seit 1.4.2012: § 138 SGB III.
72	 Bzw. nach § 61 Abs. 2 S. 1 AsylVfG bei Asyl-

suchenden jetzt die Wartezeit von neun Mo-
naten; zu Einzelheiten hinsichtlich der Frage 
der Verfügbarkeit vgl. II. 1. 2. 2. (3).
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• Ergebnis: Asylsuchende wie auch 
andere Migranten haben daher mit 
einem mindestens nachrangigem Ar-
beitsmarktzugang grundsätzlich – un-
ter denselben Voraussetzungen wie 
Inländer – Zugang zu allen im SGB III 
geregelten Förderinstrumenten, deren 
Nutzung der Gesetzgeber nicht aus-
drücklich vom Vorliegen bestimm-
ter ausländerrechtlicher Vorausset-
zungen abhängig gemacht hat.73 Die 
aufenthaltsrechtliche Situation wird 
lediglich dann berücksichtigt, wenn 
die Leistungsgewährung aufgrund 
einer Ermessensentscheidung erfolgt. 
Dabei ist allerdings fraglich, ob im 
Rahmen dieser Ermessensentschei-
dung der aufenthaltsrechtliche Sta-
tus als solcher oder lediglich die zu 
erwartende Aufenthaltsdauer – etwa 
beim Feststehen eines Ausreiseter-
mins – berücksichtigt werden darf. 
Denn der Gesetzgeber hat den Zu-
gang zu den im SGB III geregelten 
Leistungen – im Gegensatz etwa zur 
Berufsausbildungsbeihilfe – gerade 
nicht vom Vorliegen bestimmter aus-
länderrechtlicher Voraussetzungen 
abhängig gemacht.     

73	 BMAS, Flüchtlinge, a. a. O. (Fn. 47), S. 23 f.; 
vgl. auch Landkreis Bad Hersfeld-Rotenburg, 
Arbeitshilfe für die Verwaltungspraxis Integ-
ration, Oktober 2010, S. 35, 45, 108, 116, 127, 
http://basix-hef-rof.de/; Classen, Arbeits-
erlaubnis und Ausbildungsförderung für 
Flüchtlinge, 2009, S. 6 ff., www.fluechtlings-
info-berlin.de/fr/pdf/beschverfv_neu.pdf.

1.2.2 Die einzelnen Förderinstru-
mente 

Im Folgenden werden die einzelnen 
Leistungen des SGB III zur Arbeits-
marktintegration dargestellt und es 
wird aufgezeigt, unter welchen Vor-
aussetzungen Asylsuchende sie nut-
zen können. Bei der Beschreibung der 
Rahmenbedingungen für die anderen 
Flüchtlingsgruppen wird hierauf Be-
zug genommen, soweit für sie keine 
abweichenden Regelungen gelten.  

Zunächst werden die Leistungen be-
schrieben, bei denen das SGB III keine 
ausländerrechtlichen Zugangsvoraus-
setzungen definiert (vgl. II. 1. 2. 1 a). 
Alle Asylsuchenden, die sich seit neun 
Monaten gestattet, erlaubt oder gedul-
det im Inland aufgehalten haben, ha-
ben Zugang zu diesen Förderangebo-
ten der Arbeitsagenturen.  

Die Agentur für Arbeit hat jungen 
Menschen und Erwachsenen, die am 
Arbeitsleben teilnehmen oder teil-
nehmen wollen, Berufsberatung an-
zubieten. Somit besteht ein Anspruch 

a) Förderinstrumente 
ohne ausländerrechtliche 
Sonderregelungen

(1) Beratung (§§ 29 ff. SGB III)
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insbesondere auf Auskünfte und Rat 
zur Berufswahl, zur Arbeitsmarktlage, 
zur Ausbildungsplatzsuche und Aus-
bildungsförderung sowie zur schuli-
schen Bildung (§ 30 SGB III). Wenn 
es für die Feststellung der Berufseig-
nung oder der Vermittlungsfähigkeit 
erforderlich ist, sollen Ratsuchende 
mit ihrem Einverständnis ärztlich 
und psychologisch untersucht und 
begutachtet werden (§ 32 SGB III). 
Die Agentur für Arbeit soll außerdem 
zur Vorbereitung auf die Berufswahl 
Berufsorientierung anbieten. Dabei 
wird u. a. über Fragen der Berufswahl, 
über die Berufe und ihre Anforderun-
gen und Aussichten sowie über Wege 
und Förderung der beruflichen Bil-
dung informiert (§ 33 SGB III). 

Da die Absicht, am Erwerbsle-
ben teilnehmen zu wollen, nach § 29 
SGB III für den Zugang zu Berufsbe-
ratung ausreicht, können Asylsuchen-
de sie auch bereits in den ersten neun 
Monaten ihres Aufenthalts, in dem 
noch kein Arbeitsmarktzugang be-
steht, in Anspruch nehmen.74

74	 Regionaldirektion Sachsen-Anhalt Thürin-
gen, Arbeitshilfe zur Berufsberatung, Aus-
bildungsvermittlung und Ausbildungsförde-
rung von ausländischen Jugendlichen, von 
Januar 2010, S. 6, siehe: http://einwanderer.
net/fileadmin/downloads/ausbildungsfoer-
derung/ausbildung2.pdf.

Die Arbeitsagentur muss allen Ar-
beit- und Ausbildungsuchenden die 
Vermittlung von Arbeitsstellen und 
betrieblichen Ausbildungsstellen 
anbieten. Nach der Meldung als Ar-
beit- oder Ausbildungsuchender hat 
die Agentur unverzüglich mit dem 
Betreffenden zusammen die für die 
Vermittlung erforderlichen berufli-
chen und persönlichen Merkmale, 
die beruflichen Fähigkeiten sowie 
seine Eignung festzustellen (Potenzi-
alanalyse). Die Feststellung erstreckt 
sich auch darauf, ob und durch wel-
che Umstände die berufliche Ein-
gliederung erschwert ist (§ 37 Abs. 1 
SGB III). In einer gemeinsamen Ein-
gliederungsvereinbarung werden das 
Eingliederungsziel, die Vermittlungs-
bemühungen der Agentur, die Eigen-
bemühungen und deren Nachweis so-
wie die vorgesehenen Leistungen der 
aktiven Arbeitsförderung für einen 
bestimmten Zeitraum festgelegt.

• Vorliegen bestimmter persönlicher 
Eigenschaften: Den Anspruch auf 
Vermittlung haben nach § 35 SGB III 
Ausbildungsuchende, Arbeitsuchen-
de und Arbeitgeber. Arbeitsuchende 
sind Personen, die eine Beschäftigung 
als Arbeitnehmerin oder Arbeitneh-
mer suchen (§ 15 S. 2 SGB III). Anders 
als der Arbeitslose75 muss der Arbeit-

75	 Vgl. II. 1. 2. 2. a (3).

(2) Vermittlung (§§ 35 ff. SGB III)
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suchende nicht den Vermittlungsbe-
mühungen der Agentur für Arbeit zur 
Verfügung stehen.76 Damit müssten 
Asylsuchende bereits vor Ablauf der 
neunmonatigen Wartefrist die Aus-
bildungs- und Arbeitsvermittlung in 
Anspruch nehmen können.77 Jeden-
falls besteht für Asylsuchende mit 
nachrangigem Arbeitsmarktzugang 
ein Anspruch auf Vermittlung. 

Hiermit kann die Anbahnung oder 
Aufnahme einer versicherungspflich-
tigen Beschäftigung gefördert werden, 
wenn dies für die berufliche Einglie-
derung notwendig ist. So können bei-
spielsweise die folgenden Ausgaben 
übernommen werden:

•	 Bewerbungskosten, 
•	Dolmetscher- und Übersetzungs-

kosten, 
•	 bei der Anerkennung im Ausland 

erworbener Berufsqualifikationen 
entstehenden Kosten (vgl. II. 1. 4),

•	Ausrüstungsbeihilfe für notwen-
dige Arbeitskleidung und/oder 
Arbeitsgeräte,

76	 Timme in Voelzke, Loseblattsammlung, § 15 
SGB III, Rn. 7; Fuchsloch in Gagel, Loseblatt-
sammlung, § 15 SGB III, Rn. 16, vgl. auch 
Niesel, 4. Aufl. 2007, § 35 SGB III, Rn. 7.

77	 BMAS, Flüchtlinge, a. a. O. (Fn. 47), S. 24.

•	Reisekosten.78 

Die Förderung muss allerdings vor 
dem Eintritt des Ereignisses, das die 
Leistung erforderlich macht (etwa 
die Fahrt zum Vorstellungsgespräch), 
beantragt werden (§ 324 Abs. 1 S. 1 
SGB III).

  

Der Förderung aus dem Vermitt-
lungsbudget geht eine Ermessensent-
scheidung der Arbeitsagentur voraus, 

78	 Stratmann in Niesel, § 45 SGB III, Rn. 8-9.

(3) Förderung aus dem Vermitt-
lungsbudget (§ 44 SGB III)

SGB III § 44 Abs. 1 11

(1) Ausbildungsuchende, von Ar-
beitslosigkeit bedrohte Arbeitsu-
chende und Arbeitslose können 
aus dem Vermittlungsbudget der 
Agentur für Arbeit bei der Anbah-
nung oder Aufnahme einer versi-
cherungspflichtigen Beschäftigung 
gefördert werden, wenn dies für 
die berufliche Eingliederung not-
wendig ist. Sie sollen insbesonde-
re bei der Erreichung der in der 
Eingliederungsvereinbarung fest-
gelegten Eingliederungsziele un-
terstützt werden. Die Förderung 
umfasst die Übernahme der ange-
messenen Kosten, soweit der Ar-
beitgeber gleichartige Leistungen 
nicht oder voraussichtlich nicht 
erbringen wird.

§
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ob und in welcher Höhe gefördert 
wird. 

• Vorliegen bestimmter persönli-
cher Eigenschaften: Voraussetzung 
für eine Förderung aus dem Vermitt-
lungsbudget ist, dass der Antragsteller

(a) Arbeitsloser
(b) Ausbildungsuchender oder
(c) von Arbeitslosigkeit bedrohter 

Arbeitsuchender ist.

Damit stellt sich die Frage, ob Asyl-
suchende »Arbeitslose« sein können. 
Zur Bestimmung, wer Arbeitsloser im 
Sinne der §§ 44 f. SGB III ist, wird auf 
die Definition des § 16 SGB III ver-
wiesen. Danach kann »Arbeitsloser« 
sein, wer die folgenden drei Voraus-
setzungen erfüllt:79 

• Erste Voraussetzung: Die Person 
steht vorübergehend nicht in einem 
Beschäftigungsverhältnis.
Das ist jedenfalls dann der Fall, solan-
ge die Person nicht endgültig oder auf 
unbestimmte Zeit aus dem Erwerbs-
leben als abhängig Beschäftigte ausge-
schieden ist.80

79	 Rademacker in Voelzke, § 44 SGB III, Rn. 10; 
Bieback in Gagel, § 45 SGB III, Rn. 16.

80	 Brand in Niesel, § 119 SGB III, Rn. 20.

• Zweite Voraussetzung: Die Person 
sucht eine Beschäftigung und steht 
dabei für Vermittlungsbemühungen 
zur Verfügung

Nach § 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB III 
steht den Vermittlungsbemühungen 
der Agentur für Arbeit zur Verfügung, 
wer u. a. eine versicherungspflichtige, 
mindestens 15 Stunden wöchentlich 
umfassende zumutbare Beschäftigung 
unter den üblichen Bedingungen des 
für sie oder ihn in Betracht kommen-
den Arbeitsmarktes ausüben kann 
und darf. 

Damit stellt sich die Frage, ob dies 
auf Asylsuchende und andere Migran-
ten, denen die Aufnahme einer Be-
schäftigung nicht uneingeschränkt 
gestattet ist (vgl. I. 1. 1. 2; 4. 1. 2), zu-
trifft.

Kann eine Beschäftigungserlaubnis 
in den ersten neun Monaten des Auf-

(a) Arbeitslose

SGB III § 16 Abs. 1 11

(1) Arbeitslose sind Personen, die 
wie beim Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld

1. vorübergehend nicht in einem 
Beschäftigungsverhältnis stehen,
2. eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung suchen und dabei 
den Vermittlungsbemühungen 
der Agentur für Arbeit zur Ver-
fügung stehen und
3. sich bei der Agentur für Arbeit 
arbeitslos gemeldet haben. 

§
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enthalts bei Asylsuchenden und im 
ersten Aufenthaltsjahr bei Duldungs-
inhabern für eine zustimmungspflich-
tige Beschäftigung nicht erteilt wer-
den (vgl. I. 1. 1. 1; 4. 1. 1), liegt keine 
Verfügbarkeit vor.81 

Im zweiten Schritt ist zu prüfen, ob 
Personen mit nachrangigem Arbeits-
marktzugang den Vermittlungsbemü-
hungen der Agentur für Arbeit zur 
Verfügung stehen. 

Der Gesetzgeber hat mit der Neu-
fassung des § 8 Abs. 2 S. 2 SGB II, in 
Kraft seit dem 1.  April  2011, klarge-
stellt, dass es für die Annahme der 

81	 Bundesagentur für Arbeit, DA zu § 119 
SGB III, S. 160, www.arbeitsagentur.de/
zentraler-Content/A07-Geldleistung/A071-
Arbeitslosigkeit/Publikation/pdf/da-alg-
p119.pdf.

Erwerbsfähigkeit eines Ausländers 
ausreichend ist, wenn die rechtliche 
Möglichkeit besteht, eine Beschäfti-
gung vorbehaltlich einer Zustimmung 
nach § 39 AufenthG aufzunehmen. 
Damit ist ein nachrangiger Arbeits-
marktzugang hierfür ausreichend.82 

Auch wenn die Regelung der Er-
werbsfähigkeit im SGB II dem Wort-
laut nach nicht der Vorschrift über 
die Verfügbarkeit in § 138 SGB III 
entspricht, kann die Intention des 
Gesetzgebers, den nachrangigen Ar-
beitsmarktzugang ausreichend sein 
zu lassen, bei der Auslegung des § 138 
Abs. 5 SGB III Berücksichtigung fin-
den mit der Folge, dass auch hier 
generell ein nachrangiger Arbeits-

82	 Vgl. Gesetzesbegründung, BT-Drucks. 
17/3404 vom 26.10.2010 zu Nr. 12 c, S. 93. 

SGB III § 138 Abs. 5 Nr. 1 11

(5) Den Vermittlungsbemühun-
gen der Agentur für Arbeit steht 
zur Verfügung, wer

1. eine versicherungspflichtige, 
mindestens 15 Stunden wöchent-
lich umfassende zumutbare Be-
schäftigung unter den üblichen 
Bedingungen des für sie oder ihn 
in Betracht kommenden Arbeits-
marktes ausüben kann und darf, 
[…].

§
SGB II § 8 Abs. 2 11

(2) Im Sinne von Absatz 1 können 
Ausländerinnen und Ausländer 
nur erwerbstätig sein, wenn ihnen 
die Aufnahme einer Beschäftigung 
erlaubt ist oder erlaubt werden 
könnte. Die rechtliche Möglich-
keit, eine Beschäftigung vorbehalt-
lich einer Zustimmung nach § 39 
des Aufenthaltsgesetzes aufzuneh-
men, ist ausreichend. 

§
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marktzugang ausreicht.83 Nach einer 
Entscheidung des SG Dortmund zum 
neuen, ab 2005 geltenden Beschäfti-
gungserlaubnisrecht84 ergibt sich aus 
der Nebenbestimmung, wonach eine 
Erwerbstätigkeit nur mit Erlaubnis 
der Ausländerbehörde gestattet ist, 
nicht bereits ein rechtliches Verbot, 
das der Verfügbarkeit des Arbeitsu-
chenden entgegensteht. Zu diesem 
Ergebnis kommt auch die Durchfüh-
rungsanweisung der BA85 zu § 119 

83	 Damit ist die Rechtsprechung des BSG zum 
Anspruch auf Arbeitslosengeld (Urteil vom 
26.3.1998 – B 11 AL 75/97 R) aus der Zeit vor 
der Neuordnung des Beschäftigungserlaub-
nisrechts durch das Zuwanderungsgesetz 
wohl überholt. Demnach galten nicht be-
vorrechtigte ausländische Arbeitnehmer als 
»nicht verfügbar«, wenn die Vermittlungs-
bemühungen der Bundesagentur für Arbeit 
über den Zeitraum von mindestens einem 
Jahr seit der Arbeitslosmeldung erfolglos ge-
blieben waren. Vgl. auch Valgalio in Voelzke, 
§ 8 SGB II, Rn. 71, wonach der Gesetzgeber 
mit der Fiktion in § 8 Abs. 2 der früheren 
BSG‑Rechtsprechung eine Absage erteilt hat.  

84	 Sozialgericht Dortmund, Urteil vom 
7.10.2008 – S 37 AL 38/07 –, asyl.net, 
M14872, zum Anspruch auf Arbeitslosen-
geld; a. A. LSG Niedersachsen-Bremen, Ur-
teil vom 11.10.2011 - L 11 AL 29/08 – (juris), 
wonach eine Verfügbarkeit nicht bestehe, 
weil die BA keine Zustimmung erteilt habe; 
die Zustimmung habe schon wegen des 
Fehlens eines entsprechenden Antrags nicht 
erteilt werden können. Dabei geht die Ent-
scheidung weder auf die  Neufassung des § 8 
Abs. 2 SGB II noch auf die Rechtsprechung 
des BSG (vgl. Fn. 83) ein. 

85	 BA, DA zu § 119 SGB III, a. a. O. (Fn. 81), 
159 f.  

Abs. 5 SGB III,86 wonach eine Person 
mit einer Aufenthaltsgestattung oder 
Duldung den Vermittlungsbemühun-
gen der Agentur für Arbeit zur Ver-
fügung steht, wenn ein mindestens 
nachrangiger Arbeitsmarktzugang 
besteht.

Damit ist für die Verfügbarkeit für 
die Vermittlungsbemühungen der 
Arbeitsagentur ein mindestens nach-
rangiger Arbeitsmarktzugang ausrei-
chend.

• Dritte Voraussetzung: Die Person 
hat sich bei der Agentur für Arbeit 
arbeitslos gemeldet
Eine Meldung als arbeitslos (§ 141 
SGB III) ist auch möglich, wenn zu-
vor keine versicherungspflichtige Be-
schäftigung ausgeübt wurde und die 
für den Anspruch auf Arbeitslosen-
geld I erforderliche Anwartschaftszeit 
nicht erfüllt ist.87 

Damit können Asylsuchende wie 
auch andere Migranten mit mindes-
tens nachrangigem Arbeitsmarktzu-
gang diese Voraussetzungen erfüllen 
und Arbeitslose werden. 

86	 Seit 1.4.2012: § 138 SGB III.
87	 Bieback in Gagel, § 16 SGB III, Rn. 4; Niesel, 

§ 16 SGB III, Rn. 2; vgl. auch BA, Informati-
onsfaltblatt »Arbeitslos ohne Anspruch auf 
Arbeitslosengeld«, Juli 2012, www.arbeits-
agentur.de/zentraler-Content/Veroeffentli-
chungen/Vermittlung/Flyer-arbeitslos-ohne-
Alg.pdf.
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Nach § 15 S. 1 SGB III sind Ausbil-
dungsuchende Personen, die eine Be-
rufsausbildung suchen. Das umfasst 
auch Personen auf der Suche nach 
Ausbildungsgängen an Fach- und 
Berufsfachschulen und Berufsaka-
demien, soweit hierfür ein Ausbil-
dungsvertrag mit einem Arbeitgeber 
abgeschlossen wird.88 Die schulische 
Berufsausbildung ist dagegen nicht 
eingeschlossen.89 Erforderlich ist 
nicht, dass die Person sich bei der 
Agentur für Arbeit ausbildungsu-
chend gemeldet hat.90 

Damit können auch Asylsuchende 
Ausbildungsuchende sein.

Förderfähig sind auch »von Arbeits-
losigkeit bedrohte Arbeitsuchende«. 

88	 Bundesagentur für Arbeit, GA Förderung aus 
dem Vermittlungsbudget gemäß § 44 SGB III 
vom 20.1.2012, 44.11, www.arbeitsagentur.
de/zentraler-Content/A04-Vermittlung/
A042-Vermittlung/Publikation/pdf/GA-VB.
pdf; Bieback in Gagel, § 45 SGB III, Rn. 13.

89	 Bieback in Gagel, § 45 SGB III, Rn. 13; Rade-
macker in Voelzke, § 44 SGB III, Rn. 13

90	 So wohl die h. M: Bieback in Gagel, § 45 
SGB III, Rn. 14; auch die BA, GA Förderung 
aus dem Vermittlungsbudget gemäß § 44 
SGB III, a. a. O. (Fn. 88), 44.11 nennt die Mel-
dung als ausbildungsuchend nicht als Vor-
aussetzung. 

Hierzu können neben versicherungs-
pflichtig Beschäftigten auch sonstige 
Arbeitnehmer und – in sinngemä-
ßer Anwendung des § 17 Nr. 2 und 3 
SGB III – auch Berufsrückkehrende, 
Hochschulabsolventen und Selbst-
ständige gehören.91  

Damit können Asylsuchende je-
denfalls durch eine Arbeitslosmel-
dung sowie als Ausbildungssuchende 
und gegebenenfalls auch als Arbeitsu-
chende die Voraussetzungen für eine 
Förderung aus dem Vermittlungsbud-
get erfüllen.      

Arbeitslose, Ausbildungsuchende 
und von Arbeitslosigkeit bedrohte 
Arbeitsuchende können auch durch 
Maßnahmen zur Aktivierung und 
beruflichen Eingliederung unterstützt 
werden. Dabei sollen die Teilnehmer 
eine individuelle Förderleistung er-
halten, die ihre »passgenaue Einglie-
derung« unterstützt.92 Im Rahmen 

91	 BA, GA Förderung aus dem Vermittlungs-
budget gemäß § 44 SGB III, a. a. O. (Fn. 88), 
44.11; Rademacker in Voelzke, § 44 SGB III, 
Rn. 10; Bieback in Gagel, § 45 SGB III, Rn. 17.

92	 Bundesagentur für Arbeit, GA Maßnahmen 
bei einem Träger (MAT) nach § 45 SGB III 
vom 20.1.2012, 45.01, www.arbeitsagentur.
de/zentraler-Content/A04-Vermittlung/

(b) Ausbildungsuchende

(c) Von Arbeitslosigkeit bedrohte 
Asylsuchende

(4) Maßnahmen zur Aktivierung 
und beruflichen Eingliederung 
(§ 45 SGB III)
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dieser Maßnahmen sollen sie u. a. an 
den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
herangeführt und bestehende Ver-
mittlungshemmnisse festgestellt, ver-
ringert oder beseitigt werden. Maß-
nahmenteile können maximal sechs 
Wochen lang bei Arbeitgebern durch-
geführt werden, um insbesondere die 
berufliche Eignung in Bezug auf den 
Zielberuf/die Zieltätigkeit feststellen 
zu können.93 Fahrt- und Kinderbe-
treuungskosten können übernommen 
werden.94 Die Agentur für Arbeit kann 
den Förderbedarf bescheinigen und 
Maßnahmeziel und -inhalt in einem 
Aktivierungs- und Vermittlungs-
gutschein festlegen. Dieser berech-
tigt den Asylsuchenden zur Auswahl 
eines Trägers oder eines Arbeitgebers. 

Die Entscheidung über die Teil-
nahme an einer solchen Maßnahme 
ist in der Regel eine Ermessensent-
scheidung (§ 45 Abs. 7 SGB III).

• Vorliegen bestimmter persönlicher 
Eigenschaften: Wie bei der Förde-
rung aus dem Vermittlungsbudget ist 
es erforderlich, dass der Antragsteller 

A042-Vermittlung/Publikation/pdf/GA-
MAT.pdf.

93	 Bundesagentur für Arbeit, GA Maßnahmen 
bei einem Arbeitgeber (MAG) nach § 45 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB III vom 20.1.2012, 
45.01, www.arbeitsagentur.de/zentraler-
Content/A04-Vermittlung/A042-Vermitt-
lung/Publikation/pdf/GA-MAG.pdf. 

94	 BA, GA MAT, a. a. O. (Fn. 92868), 45.11; BA, GA 
MAG, a. a. O. (Fn. 93), 45.12.

Arbeitsloser, Ausbildungsuchender 
oder von Arbeitslosigkeit bedrohter 
Arbeitsuchender ist.

Eine berufliche Weiterbildung kann 
gefördert werden, wenn sie notwen-
dig ist, um Arbeitnehmer bei Arbeits-
losigkeit95 beruflich einzugliedern 
bzw. eine ihnen drohende Arbeitslo-
sigkeit abzuwenden oder weil sie we-
gen des fehlenden Berufsabschlusses 
erforderlich ist. Eine weitere Voraus-
setzung ist, dass der Arbeitnehmer 
eine mindestens dreijährige berufli-
che Tätigkeit ausgeübt hat.96 Hierzu 
zählt auch jede mindestens 15 Wo-
chenstunden umfassende Tätigkeit 
sowie Zeiten einer nicht abgeschlos-
senen Berufsausbildung, des Wehr- 
und Zivildienstes und der Tätigkeit 
im eigenen, mindestens zwei Perso-
nen umfassenden Haushalt, wobei die 
berufliche Tätigkeit auch im Ausland 
stattgefunden haben kann.97  

95	 Zur Frage der Arbeitslosigkeit bei Asylsu-
chenden vgl. II. 1. 2. 2 (3) (a). 

96	 Bundesagentur für Arbeit, GA Berufliche 
Weiterbildung vom 1.4.2012, 81.11, www.
arbeitsagentur.de/zentraler-Content/HEGA-
Internet/A05-Berufl-Qualifizierung/Doku-
ment/HEGA-02-2012-Instrumentenreform-
FbW-Anlage-1.pdf.

97	 Stratmann in Niesel, § 77 SGB III, Rn.  26; 
auch aus BA, GA Berufliche Weiterbildung, 
a. a. O. (Fn. 96), 81.24 (2) geht nicht hervor, 

(5) Berufliche Weiterbildung (§ 81 
SGB III)
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Die Weiterbildung ist wegen des 
fehlenden Berufsabschlusses zum ei-
nen dann notwendig, wenn Arbeit-
nehmer trotz eines Berufsabschlus-
ses über vier Jahre eine Beschäftigung 
in einer an- oder ungelernten Tätig-
keit ausgeübt haben und daher eine 
dem vorhandenen Berufsabschluss 
entsprechende Beschäftigung nicht 
mehr ausüben können (§ 81 Abs. 2 
Nr. 1 SGB III). Zum anderen besteht 
die Notwendigkeit wegen des fehlen-
den Berufsabschlusses dann, wenn 
kein Berufsabschluss vorliegt und 
die Arbeitnehmer entweder drei Jah-
re beruflich tätig waren oder es ihnen 
nicht möglich oder nicht zumutbar 
ist, eine berufliche Ausbildung oder 
eine berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahme zu absolvieren (§ 81 Abs. 2 
Nr. 2 SGB III).98 Auch im letzten Fall 
müssen sie zuvor eine berufliche Tä-
tigkeit ausgeübt haben, die aber keine 
drei Jahre umfasst haben muss.99  

Der Klient erhält einen Bildungs-
gutschein (§ 81 Abs. 4 S. 1 SGB III), 
mit dem er eine berufliche Weiter-
bildungsmaßnahme (Lehrgang) bei 
einem Träger besuchen kann, die mit 

dass die berufliche Tätigkeit in Deutschland 
stattgefunden haben muss.

98	 Das grundsätzliche Erfordernis einer dreijäh-
rigen beruflichen Tätigkeit für Arbeitnehmer 
ohne Berufsabschluss setzt den gesetzlichen 
Vorrang der beruflichen Erstausbildung um, 
BA GA Berufliche Weiterbildung, a. a. O., 
(Fn. 96), 81.24 (2).

99	 Ebd., 81.24 (3).

einem Zeugnis abschließt. Eine bun-
desweite Übersicht über berufliche 
Weiterbildungsangebote ist auf der 
Internetseite der BA zu finden.100

Die Förderung der beruflichen 
Weiterbildung ist eine Ermessensent-
scheidung. 

Darüber hinaus besteht ein An-
spruch auf die Übernahme der 
Weiterbildungskosten zum nach-
träglichen Erwerb des Hauptschulab-
schlusses oder eines gleichwertigen 
Schulabschlusses, wenn die Voraus-
setzungen für die Förderung der be-
ruflichen Weiterbildung erfüllt sind 
und eine erfolgreiche Teilnahme zu 
erwarten ist (§ 81 Abs. 3 S. 1 SGB III).

 

Bei der Einstiegsqualifizierung han-
delt es sich um ein Praktikum, das 
eine betriebliche Berufsausbildung 
vorbereitet und die Chance bietet, in 
sechs bis maximal zwölf Monaten den 
Arbeitsalltag in einem bestimmten 
Tätigkeitsfeld und in einem Betrieb 
kennenzulernen. Die Einstiegsqualifi-
zierung schließt mit einem Zertifikat 
ab und kann auf die Ausbildungszeit 
angerechnet werden.101 Der Arbeit-

100 Siehe http://kursnet-finden.arbeitsagentur.
de/kurs/index.jsp.

101	Bundesagentur für Arbeit, GA Einstiegsqua-
lifizierung nach § 54 a SGB III, April 2011, 

(6) Einstiegsqualifizierung (§ 54 a 
SGB III) 
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geber, der eine betriebliche Einstiegs-
qualifizierung durchführt, erhält ei-
nen Zuschuss zur Vergütung in Höhe 
von bis zu 216 € monatlich zuzüg-
lich eines pauschalierten Anteils am 
durchschnittlichen Gesamtsozialver-
sicherungsbeitrag.  

Im Regelfall werden junge Men-
schen unter 25 Jahren gefördert; Aus-
nahmen bei der Altersgrenze können 
u. a. bei Auslandsaufenthalten ge-
macht werden.102 Voraussetzung ist, 
dass sich der Asylsuchende bei der 
Agentur für Arbeit ausbildungsu-
chend gemeldet hat und 

•	 aus individuellen Gründen eine 
eingeschränkte Vermittlungspers-
pektive besteht und auch die bun-
desweiten Nachvermittlungsakti-
onen erfolglos blieben oder  

•	wenn ihm die erforderliche Aus-
bildungsreife fehlt oder 

•	wenn er lernbeeinträchtigt oder 
sozial benachteiligt ist (§ 54 a 
Abs. 4 SGB III). 

Die erforderliche Ausbildungsreife 
fehlt Personen, die eignungsbeding-
te Einschränkungen im Hinblick auf 
den angestrebten Ausbildungsberuf 
aufweisen, die aber grundsätzlich für 
die Ausbildung in einem Betrieb ge-

54a.114, www.arbeitsagentur.de/zentra-
ler-Content/E-Mail-Infos/pdf/E-Mail-Info-
SGB-III-SGB-II-2012-06-13-Anlage-3.pdf.

102	Ebd., 54a.44.

eignet sind.103 Als lernbeeinträchtigt 
gelten insbesondere junge Menschen 
ohne Hauptschulabschluss sowie ehe-
malige SchülerInnen aus Förderschu-
len für Lernbehinderte unabhängig 
vom erreichten Schulabschluss. Eine 
soziale Benachteiligung wird etwa 
bei ausländischen Jugendlichen ange-
nommen, die aufgrund von Sprach-
defiziten oder wegen bestehender 
sozialer Eingewöhnungsschwierig-
keiten in einem fremden soziokultu-
rellen Umfeld eine besondere Unter-
stützung brauchen.104 Da viele junge 
Asylsuchende, die noch nicht lange 
in Deutschland leben, keinen Haupt-
schulabschluss erwerben konnten 
und mangels Zugang zu Sprachkursen 
(vgl. II. 1. 5, 1. 6) häufig auch Sprach-
defizite haben, liegen diese Förder-
voraussetzungen bei der Zielgruppe 
häufig vor.

Da es sich bei der Einstiegsqualifi-
zierung um eine zustimmungspflich-
tige Beschäftigung handelt,105 muss 
der Asylsuchende, wenn er noch 
keine vier Jahre im Inland lebt, im 

103	BA, GA Einstiegsqualifizierung nach § 54 a 
SGB III, a. a. O. (Fn. 101), 54a.43. 

104	Ebd., 54a.43; Bundesagentur für Arbeit, 
GA Außerbetriebliche Berufsausbildung, 
April 2012, 78.11, www.arbeitsagentur.de/
zentraler-Content/HEGA-Internet/A05-
Berufl-Qualifizierung/Dokument/Hega-
03-2012-Instrumentenreform-P-49-Anla-
ge-1.pdf.

105	BA GA Einstiegsqualifizierung nach § 54 a 
SGB III, a. a. O. (Fn. 101), 54a.45. 
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Regelfall106 jedoch die einzige Person 
sein, die für diesen Einstiegsqualifi-
zierungsplatz zur Verfügung steht, da 
sonst keine Beschäftigungserlaubnis 
erteilt wird (vgl. I. 1. 1. 2) und deswe-
gen auch keine Förderung erfolgen 
kann.

Die Entscheidung, ob ein Arbeit-
geber für die Durchführung einer 
Einstiegsqualifizierung einen Vergü-
tungszuschuss erhält, ist eine Ermes-
sensentscheidung der Agentur für 
Arbeit.

Arbeitgeber können zur Eingliede-
rung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern mit Vermittlungs-
hemmnissen Zuschüsse zu den Ar-
beitsentgelten erhalten, wenn deren 
Vermittlung wegen in ihrer Person 
liegender Umstände erschwert ist. 
Dies können z. B. eine fehlende bzw. 
unzureichende berufliche Qualifika-
tion oder eine besondere Einarbei-
tungsbedürftigkeit sein.107 Förderhö-

106	Zu prüfen ist, ob die Voraussetzungen für die 
Härtefallregelung (§ 38 BeschV) vorliegen, 
vgl. I. 1. 1. 2. 

107	Bundesagentur für Arbeit, GA Eingliede-
rungszuschuss, April 2012, 88.01, www.
arbeitsagentur.de/zentraler-Content/A05-
Berufl-Qualifizierung/Weisungen/Publika-
tion/GA-EGZ-2012.pdf; Brandts in Niesel, 

he und -dauer richten sich nach dem 
Umfang einer Minderleistung des 
Arbeitnehmers und nach den jewei-
ligen Eingliederungserfordernissen; 
die Höhe beträgt maximal 50 % des 
berücksichtigungsfähigen Arbeits-
entgelts und der Lohnkostenzuschuss 
wird für längstens zwölf Monate ge-
leistet (§ 89 SGB III). Der Arbeitgeber 
ist verpflichtet, den Arbeitnehmer 
nach dem Ende der Förderung ent-
sprechend der Förderdauer, längstens 
jedoch zwölf Monate, weiterzube-
schäftigen (§ 92 Abs. 2 S. 5 SGB III). 

Der Asylsuchende mit den Ver-
mittlungshemmnissen muss, wenn er 
noch keine vier Jahre im Inland lebt, 
allerdings im Regelfall die einzige Per-
son sein, die für diesen Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht, da sonst keine 
Beschäftigungserlaubnis erteilt wird 
(vgl. I. 1. 1. 2) und deswegen auch kein 
Eingliederungszuschuss geleistet wer-
den kann.

Die Entscheidung über die Gewäh-
rung eines Eingliederungszuschusses, 
die der Arbeitgeber bei der Agentur 
für Arbeit beantragen muss, ist eine 
Ermessensentscheidung.

§ 217 SGB III, Rn. 15; Winkler in Gagel, § 217 
SGB III Rn. 9, 10. 

(7) Eingliederungszuschuss für 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
(§ 88 SGB III)
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Für Menschen mit Behinderungen 
können Leistungen zur Förderung 
der Teilhabe am Arbeitsleben er-
bracht werden, um ihre Erwerbsfä-
higkeit zu erhalten, zu verbessern 
oder (wieder-)herzustellen und ihre 
Teilhabe am Arbeitsleben zu sichern 
(§ 112 Abs. 1 SGB III). Hierzu können 
auch Personen mit einer psychischen 
Erkrankung gehören (§ 19 SGB III, 
§ 2 SGB IX) – etwa infolge einer Post-
traumatischen Belastungsstörung, 
die bei Asylsuchenden nicht selten 
vorliegt. Leistungen können auch er-
folgen, wenn eine Behinderung mit 
beruflichen Folgen droht (§ 19 Abs. 2 
SGB III). Gewährt werden zum ei-
nen allgemeine Leistungen, etwa zur 
Aktivierung und beruflichen Einglie-
derung, zur Förderung der Berufs-
ausbildung oder zur beruflichen Wei-
terbildung (§§ 115 f SGB III). Soweit 
§ 116 SGB III keine günstigere Re-
gelung enthält, sind für den Zugang 
zu diesen allgemeinen Leistungen 
grundsätzlich die Voraussetzungen 
des jeweiligen Förderinstruments 
maßgeblich. Zum anderen können 
unter bestimmten Voraussetzungen 
besondere Leistungen wie das Über-
gangsgeld, das Ausbildungsgeld und 
die Übernahme der Teilnahmekosten 
an Maßnahmen (§§ 117 ff. SGB III) 

in Anspruch genommen werden. Für 
das Ausbildungsgeld gelten die Vor-
schriften über die Berufsausbildungs-
beihilfe entsprechend (§ 122 Abs. 2 
SGB III). Allerdings ist § 59 SGB III 
nicht anwendbar, da § 112 SGB III 
für den Kreis der Personen, die Teil-
habeleistungen erhalten können, 
eine abschließende Sondervorschrift 
darstellt. Damit haben Asylsuchende 
einen uneingeschränkten Zugang zu 
dieser Förderung.108 

Die Entscheidung über die Gewäh-
rung allgemeiner Leistungen ist eine 
Ermessensentscheidung der Agentur 
für Arbeit; auf die Bewilligung der be-
sonderen Leistungen besteht ein An-
spruch (§ 3 Abs. 3 Nr. 8 SGB III).

Außerdem können Arbeitgeber bei 
der Beschäftigung von behinderten 
und schwerbehinderten Menschen 
einen Lohnkostenzuschuss sowie ei-
nen Zuschuss zur Ausbildungsvergü-
tung erhalten (§§ 90, 73 SGB III). 

Grundsätzlich empfiehlt es sich für 
diesen Personenkreis, eine Beratungs-
stelle der Integrationsfachdienste auf-
zusuchen.

108	SG Hamburg, Urteil vom 23.1.2012 – S 47 AL 
36/10 – m. w. N., siehe Berliner Flüchtlings-
rat, Rechtsprechungsübersicht zum Flücht-
lingssozialrecht, S. 404, www.fluechtlingsrat-
berlin.de/gesetzgebung.php#Rec.

(8) Förderung der Teilhabe behin-
derter Menschen am Arbeitsleben 
(§§ 112 ff. SGB III)
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Im Folgenden werden nun die Leis-
tungen dargestellt, bei denen im 
SGB III ausdrücklich ausländerrecht-
liche Zugangsvoraussetzungen nor-
miert sind (vgl. II. 1. 2. 1. a)), näm-
lich das Vorliegen eines bestimmten 
Aufenthaltsstatus – gegebenenfalls 
zusammen mit einer bestimmten 
Aufenthaltsdauer – oder einer voran-
gegangenen rechtmäßigen Erwerbstä-
tigkeit des Asylsuchenden selbst oder 
eines Elternteils.

Während einer betrieblichen Be-
rufsausbildung hat der Auszubilden-
de, wenn er nicht bei seinen Eltern 
wohnt, unter bestimmten Vorausset-
zungen einen Anspruch auf Berufs-
ausbildungsbeihilfe. Ist er jünger als 
18 Jahre, wird er in der Regel nur ge-
fördert, wenn er die Ausbildungsstelle 
nicht von der elterlichen Wohnung 
aus in angemessener Zeit erreichen 
kann (§§ 56, 57, 60 SGB III).

Die Höhe der Berufsausbildungs-
beihilfe beträgt im Regelfall 497 € 
(§ 61 Abs. 1 SGB III, § 13 Abs. 1 Nr. 1 
BAföG); das Einkommen des Auszu-
bildenden und seiner Eltern etc. ist 

darauf anzurechnen (§ 67 SGB III). 
Eine Altersgrenze gibt es für die Be-
rufsausbildungsbeihilfe nicht.

• Ausländerrechtliche Fördervor-
aussetzungen: Der Zugang zu Be-
rufsausbildungsbeihilfe109 nach § 59 
Abs. 1 und 2 SGB III i. V. m. § 8 Abs. 1 
und 2 BAföG setzt einen bestimmten 
Aufenthaltsstatus (Aufenthaltserlaub-
nis, Duldung etc.) sowie in einigen 
Fällen eine bestimmte Voraufent-
haltszeit voraus. 

Da die Aufenthaltsgestattung, hier 
nicht genannt wird, kommt für Asyl-
suchende nur eine Förderung nach 
§ 59 Abs. 3 SGB III in Betracht. Da-
nach werden Ausländerinnen und 
Ausländer zum einen dann gefördert, 
wenn sie sich fünf Jahre im Inland 
aufgehalten haben und fünf Jahre 
rechtmäßig erwerbstätig gewesen 
sind.110

Zum anderen besteht ein Zugang 
dann, wenn sich zumindest ein El-
ternteil während der letzten sechs 
Jahre insgesamt drei Jahre im Inland 
aufgehalten hat und drei Jahre recht-

109	Für den Bezug von BAföG-Leistungen für 
ein Studium oder eine schulische Ausbildung 
gelten grundsätzlich die gleichen ausländer-
rechtlichen Zugangsvoraussetzungen, vgl. § 8 
BAföG.

110	Bundesagentur für Arbeit, GA Berufsausbil-
dungsbeihilfe, Dezember 2011, 63.3.1, www.
arbeitsagentur.de/zentraler-Content/A07-
Geldleistung/A072-berufliche-Qualifizie-
rung/Publikation/pdf/ga-bab-p63.pdf.

b) Förderinstrumente 
mit ausländerrechtlichen 
Sonderregelungen

(1) Berufsausbildungsbeihilfe 
(§§ 56 ff. SGB III)
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mäßig erwerbstätig gewesen ist.111 
Als Erwerbstätigkeit anzusehen ist 
jede selbstständige oder nichtselbst-
ständige Tätigkeit, die auf die Erzie-
lung von Gewinn gerichtet oder für 
die ein Entgelt vereinbart oder den 
Umständen nach zu erwarten ist; ein 
bestimmter Umfang ist in den Ge-
schäftsanweisungen der BA nicht ge-
nannt. Es genügt, wenn die geforder-
ten Voraussetzungen insgesamt nur 
bei einem Elternteil oder zeitweise 
bei dem einen, im Übrigen bei dem 
anderen Elternteil vorgelegen haben; 

111	 Ebd., 63.3.3.

dabei muss es sich jedoch um ver-
schiedene Zeiträume handeln. Unter 
bestimmten Voraussetzungen sind 
auch Zeiten der Haushaltsführung 
und Kinderbetreuung der Erwerbs-
tätigkeit gleichgestellt.112 Von dem 
Erfordernis der Erwerbstätigkeit des 
Elternteils kann abgesehen werden, 
wenn sie aus einem von ihm nicht zu 
vertretenden Grunde nicht ausgeübt 
wurde und er im Inland mindestens 
sechs Monate erwerbstätig gewesen 
ist. Ein solcher Grund liegt etwa bei 
einer Erwerbsunfähigkeit oder bei 

112	 Ebd., 63.3.2–63.3.5.
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SGB III § 59 Abs. 3

(3) Im Übrigen werden Auslände-
rinnen und Ausländer gefördert, 
wenn

1. sie selbst sich vor Beginn der 
Berufsausbildung insgesamt fünf 
Jahre im Inland aufgehalten haben 
und rechtmäßig erwerbstätig ge-
wesen sind oder
2. zumindest ein Elternteil wäh-
rend der letzten sechs Jahre vor 
Beginn der Berufsausbildung sich 
insgesamt drei Jahre im Inland 
aufgehalten hat und rechtmä-
ßig erwerbstätig gewesen ist, im 
Übrigen von dem Zeitpunkt an, 
in dem im weiteren Verlauf der 
Berufsausbildung diese Voraus-
setzungen vorgelegen haben; von

dem Erfordernis der Erwerbstä-
tigkeit des Elternteils während der 
letzten sechs Jahre kann abgesehen 
werden, wenn sie aus einem von 
ihm nicht zu vertretenden Grun-
de nicht ausgeübt worden ist und 
er im Inland mindestens sechs 
Monate erwerbstätig gewesen ist; 
ist die oder der Auszubildende in 
den Haushalt einer oder eines Ver-
wandten aufgenommen, so kann 
diese oder dieser zur Erfüllung 
dieser Voraussetzungen an die 
Stelle des Elternteils treten, sofern 
die oder der Auszubildende sich in 
den letzten drei Jahren vor Beginn 
der Berufsausbildung rechtmäßig 
im Inland aufgehalten hat.

§



 113

Arbeitslosigkeit vor, wenn eine Ar-
beitslosmeldung erfolgt ist.114   

Wenn der Auszubildende sich be-
reits drei Jahre rechtmäßig im Inland 

113	OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 
15.6.2001 – Az. 12 B 795/00 – (NRW Justiz) 
zum Leistungsbezug während des Studiums: 
Das Fehlen einer dem § 26 Abs. 1, S. 1 BSHG 
(diese Vorschrift entspricht § 22 Abs. 1, 
S. 1 SGB XII) entsprechenden Regelung im 
AsylblG berechtige nicht zu einer analogen 
Anwendung des SGB XII, da der Gesetzge-
ber Anspruchsausschlüsse oder -einschrän-
kungen, die er für notwendig erachtet hat, 
jeweils gesondert im AsylblG geregelt habe.

114	 Ebd., 63.3.6.

aufgehalten hat und er im Haushalt 
eines Verwandten aufgenommen 
wurde, kann dieser an die Stelle des 
Elternteils treten, § 59 Abs. 3 Nr. 2 
SGB III.115 

Es ist allerdings zu klären, ob eine 
Förderung nach § 59 Abs. 3 SGB III 
tatsächlich unabhängig vom Aufent-
haltsstatus möglich ist:

115	Dies kann zu einer Schlechterstellung insbe-
sondere von unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen führen, da hier ein rechtmäßi-
ger Voraufenthalt verlangt wird. 
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Exkurs: Ausschluss von 
sonstigen Leistungen zur 
Lebensunterhaltssicherung? 

Problematisch ist die Situation aller-
dings für Asylsuchende und ande-
re Migranten, die eine betriebliche 
Berufsausbildung beginnen und 
die genannten ausländerrechtlichen 
Voraussetzungen für den Bezug 
von Berufsausbildungsbeihilfe nicht 
erfüllen: Da eine betriebliche Be-
rufsausbildung dem Grunde nach 
förderfähig ist, erhalten sie keine 
Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach § 2 AsylblG 
i. V. m. SGB XII (§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB 
XII) – auch wenn die Vorausset-
zungen des § 2 AsylblG (vier Jahre 
Bezug von Asylbewerberleistungen 
und keine rechtsmissbräuchliche

Beeinflussung der Aufenthaltsdau-
er) vorliegen. Sie erhalten also we-
der Berufsausbildungsbeihilfe noch 
Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts. In besonderen Här-
tefällen können diese Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts 
jedoch als Beihilfe oder Darlehen 
gewährt werden (§ 22 Abs. 1 S. 2 
SGB XII). 

Allerdings erhalten Asylsuchen-
de, die zur Lebensunterhaltssiche-
rung Grundleistungen nach §§ 3 ff 
AsylblG beziehen und keinen An-
spruch auf Berufsausbildungsbeihil-
fe haben, nach Auffassung des OVG 
Nordrhein-Westfalen113 trotz einer 
dem Grunde nach förderfähigen 
Ausbildung weiterhin Leistungen 
nach dem AsylblG. 

!

Hierfür spricht zunächst die Ver-
wendung der Formulierung »Aus-
länderinnen und Ausländer« ohne 
Nennung eines bestimmten Auf-
enthaltsstatus. In § 59 Abs. 3 SGB III 
ist zudem ausgeführt, dass sich der 
Auszubildende oder seine Eltern ei-
nen gewissen Zeitraum »im Inland 
aufgehalten haben« müssen; weitere 
Voraussetzungen bezüglich der aus-
länderrechtlichen Situation des Aus-
zubildenden bzw. seiner Eltern – etwa 
das Erfordernis eines rechtmäßigen 
Aufenthalts, das bei der Aufnahme 
im Haushalt eines Verwandten be-
steht – sind nicht genannt. Die andere 
Bedingung, die rechtmäßige Erwerbs-
tätigkeit, ist gegeben, wenn eine Be-

schäftigungserlaubnis vorliegt oder 
eine selbstständige Erwerbstätigkeit 
erlaubt ist.

Auch die Geschäftsanweisungen 
der BA enthalten keine weiteren An-
forderungen an die ausländerrecht-
liche Situation des Auszubildenden 
oder seiner Eltern.116 

Damit ist der Zugang zu Berufs-
ausbildungsbeihilfe unter den Vor-
aussetzungen des § 59 Abs. 3 SGB III 
unabhängig von einem bestimmten 
Aufenthaltsstatus;117 auch Asylsu-

116	BA, GA Berufsausbildungsbeihilfe, a. a. O. 
(Fn. 110),  63.3.1–63.3.7.   

117	BMAS, Flüchtlinge, a. a. O. (Fn. 47), S. 25; 
Petzold in Voelzke, § 59 SGB III, Rn. 26; Re-
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SGB XII § 22 11

(1) Auszubildende, deren Ausbil-
dung im Rahmen des Bundesausbil-
dungsförderungsgesetzes oder der 
§§ 51, 57 und 58 des Dritten Buches 
dem Grunde nach förderungsfä-
hig ist, haben keinen Anspruch auf 
Leistungen nach dem Dritten und 
Vierten Kapitel. In besonderen Här-
tefällen können Leistungen nach 
dem Dritten oder Vierten Kapitel 
als Beihilfe oder Darlehen gewährt 
werden.
(2) Absatz 1 findet keine Anwen-
dung auf Auszubildende,

1. die auf Grund von § 2 Abs. 1 a 
des Bundesausbildungsförde-

rungsgesetzes keinen Anspruch 
auf Ausbildungsförderung oder auf 
Grund von § 60 des Dritten Buches 
keinen Anspruch auf Berufsausbil-
dungsbeihilfe haben,
2. deren Bedarf sich nach § 12 
Abs. 1 Nr. 1 des Bundesausbil-
dungsförderungsgesetzes oder 
nach § 62 Absatz 1 des Dritten Bu-
ches bemisst oder
3. die eine Abendhauptschule, eine 
Abendrealschule oder ein Abend-
gymnasium besuchen, sofern sie 
aufgrund von § 10 Abs. 3 des Bun-
desausbildungsförderungsgesetzes 
keinen Anspruch auf Ausbildungs-
förderung haben.

§



chende können so einen Anspruch 
auf Berufsausbildungsbeihilfe haben. 

Besteht kein Anspruch auf Be-
rufsausbildungsbeihilfe, weil die Vo-
raussetzungen des § 61 SGB III nicht 
erfüllt sind – etwa weil der Auszubil-
dende bei seinen Eltern wohnt – erhält 
er Leistungen nach §§ 3, 2 AsylblG 
i. V. m. SGB XII (§ 22 Abs. 2 Nr. 1 
SGB XII). 

Förderungsbedürftige junge Men-
schen können insbesondere während 
einer betrieblichen Berufsausbildung 
oder einer Einstiegsqualifizierung 
durch Maßnahmen von Bildungsträ-
gern etwa zum Abbau von Sprach- 
und Bildungsdefiziten, zur Förderung 
fachpraktischer und fachtheoretischer 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten sowie zur sozialpädagogischen 
Begleitung unterstützt werden. Diese 

gionaldirektion Sachsen-Anhalt/Thüringen, 
Arbeitshilfe zur Berufsberatung, Ausbil-
dungsvermittlung und Ausbildungsförde-
rung von ausländischen Jugendlichen, Januar 
2010, S. 6, http://einwanderer.net/fileadmin/
downloads/ausbildungsfoerderung/ausbil-
dung2.pdf; Landkreis Bad Hersfeld-Roten-
burg, Arbeitshilfe für die Verwaltungspraxis 
Integration, Okt. 2010, S. 9, 39, 59, http://
basix-hef-rof.de/; Classen, Arbeitserlaubnis 
und Ausbildungsförderung für Flüchtlinge, 
2009, S. 9 f., www.fluechtlingsinfo-berlin.de/
fr/pdf/beschverfv_neu.pdf. 

Maßnahmen müssen über die Ver-
mittlung von betriebs- und ausbil-
dungsüblichen Inhalten hinausgehen. 

Förderungsbedürftig sind lernbe-
einträchtigte und sozial benachteiligte 
junge Menschen (vgl. II. 1. 2. 2 a (6)), 
die ohne die Förderung insbesondere 
eine Berufsausbildung oder Einstiegs-
qualifizierung nicht beginnen, fortset-
zen oder erfolgreich beenden können 
(§ 78 Abs. 1 SGB III). Eine Altersgren-
ze für die Förderung besteht nicht.118

Die Entscheidung über die Gewäh-
rung ausbildungsbegleitender Hilfen 
ist eine Ermessensentscheidung der 
Arbeitsagentur. 

• Ausländerrechtliche Fördervor-
aussetzungen: Asylsuchende können 
ausbildungsbegleitende Hilfen erhal-
ten, wenn sie die Voraussetzungen 
des § 59 Abs. 3 SGB III erfüllen (§ 78 
Abs. 3 SGB III) (vgl. II. 1. 2. 2 b (1)).

Hierbei handelt es sich um eine Be-
rufsausbildung für förderungsbe-
dürftige junge Menschen, die bei 
Bildungsträgern – etwa bei den 

118	Bundesagentur für Arbeit, GA Ausbildungs-
begleitende Hilfen, April 2012, 78.11, www.
arbeitsagentur.de/zentraler-Content/HEGA-
Internet/A02-Berufsorientierung/Doku-
ment/HEGA-01-2012-Ausbildungsfoerde-
rung-Anlage-2.pdf.

(2) Ausbildungsbegleitende Hilfen 
(§ 75 SGB III)

(3) Außerbetriebliche Berufsaus-
bildung (§ 76 SGB III)
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Handwerkskammern – stattfindet 
und durch betriebliche Phasen er-
gänzt wird. Die außerbetriebliche 
Berufsausbildung kann integrativ 
oder kooperativ durchgeführt wer-
den: Bei der integrativen Form wird 
sowohl der fachtheoretische als auch 
der fachpraktische Teil bei einem 
Bildungsträger absolviert und durch 
betriebliche Ausbildungsphasen er-
gänzt. Kooperative außerbetriebliche 
Berufsausbildung bedeutet, dass die 
fachpraktische Ausbildung vollstän-
dig bei einem Kooperationsbetrieb 
erfolgt.119 Voraussetzung für die Teil-
nahme an einer außerbetrieblichen 
Berufsausbildung ist, dass der junge 
Mensch trotz ausbildungsfördernder 
Leistungen nicht in eine betriebliche 
Ausbildungsstelle vermittelt werden 
kann. Eine Altersgrenze für eine au-
ßerbetriebliche Ausbildung gibt es 
nicht.120 

Die Entscheidung, ob ein Auszubil-
dender eine außerbetriebliche Berufs-
ausbildung aufnehmen kann, ist eine 
Ermessensentscheidung. Während 
einer außerbetrieblichen Berufsaus-
bildung besteht ein Anspruch auf Be-
rufsausbildungsbeihilfe (§ 56 Abs. 1; 
§ 57 Abs. 1 SGB III).

119	Bundesagentur für Arbeit, GA Außerbetrieb-
liche Berufsausbildung, April 2012, 76.01, 
www.arbeitsagentur.de/zentraler-Content/
HEGA-Internet/A05-Berufl-Qualifizierung/
Dokument/Hega-03-2012-Instrumentenre-
form-P-49-Anlage-1.pdf.

120	Ebd., 78.11.

• Ausländerrechtliche Fördervor-
aussetzungen: Asylsuchende können 
eine außerbetriebliche Berufsausbil-
dung aufnehmen, wenn sie die Vor-
aussetzungen des § 59 Abs. 3 SGB III 
erfüllen (§ 78 Abs. 3 SGB III) (vgl. 
II. 1. 2. 2 b (1)).

Im Rahmen einer berufsvorberei-
tenden Bildungsmaßnahme werden 
junge Menschen vorrangig auf die 
Aufnahme einer Berufsausbildung, 
ansonsten auf den Beginn einer Be-
schäftigung vorbereitet. Sie sollen 
etwa bei der Auswahl eines Berufes, 
der ihren Fähigkeiten und Fertigkei-
ten entspricht, unterstützt werden 
und sich die für die Aufnahme einer 
beruflichen Erstausbildung erforder-
lichen Kompetenzen aneignen kön-
nen.121 Im Regelfall dauert die Teil-
nahme an einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme bis zu zehn Mo-
nate.122 Die Teilnehmenden dürfen 
nicht mehr schulpflichtig sein (§ 52 
Abs. 1 Nr. 2 SGB III) und noch keine 

121	Bundesagentur für Arbeit, GA Berufsvorbe-
reitende Bildungsmaßnahmen, April 2012, 
51.11, www.arbeitsagentur.de/zentraler-
Content/E-Mail-Infos/pdf/E-Mail-Info-
SGB-III-SGB-II-2012-06-13-Anlage-1.pdf.

122	Ebd., 51.15.

(4) Berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahmen (§ 51 SGB III)
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Berufsausbildung absolviert haben; 
sie sollten unter 25 Jahre alt sein.123 

Die Entscheidung über die För-
derung ist eine Ermessensentschei-
dung. 

Förderungsbedürftige junge Men-
schen ohne Schulabschluss haben 
zudem einen Anspruch, im Rahmen 
einer berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahme auf den nachträglichen 
Erwerb des Hauptschulabschlusses 
oder eines gleichwertigen Schulab-
schlusses vorbereitet zu werden (§ 53 
SGB III).

Während einer berufsvorbereiten-
den Bildungsmaßnahme besteht ein 
Anspruch auf Berufsausbildungsbei-
hilfe (§ 56 Abs. 2 SGB III). 

• Ausländerrechtliche Fördervor-
aussetzungen: Asylsuchende können 
an einer berufsvorbereitenden Bil-
dungsmaßnahme teilnehmen, wenn 
sie die Voraussetzungen des § 59 
Abs. 3 SGB III erfüllen (§ 52 Abs. 2 
SGB III; vgl. II. 1. 2. 2 b (1)).

1.3 Leistungen der Jugend-
berufshilfe (SGB VIII)

Unterstützung beim Einstieg in den 
Arbeitsmarkt bietet nicht nur die Ar-
beitsverwaltung, sondern auch die 
Jugendberufshilfe: Als ein Schwer-

123	Ebd., 51.12.

punkt im Bereich der Jugendsozial-
arbeit können in ihrem Rahmen ge-
eignete sozialpädagogisch begleitete 
Ausbildungs- und Beschäftigungs-
maßnahmen angeboten werden (§ 13 
SGB VIII). Grundsätzlich richten sich 
diese Maßnahmen an junge Men-
schen, die noch nicht 27 Jahre alt sind 
(§ 13 und § 7 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII). 
Zu den Leistungsberechtigten nach 
SGB VIII gehören auch Auslände-
rinnen und Ausländer mit rechtmä-
ßigem Aufenthalt oder Duldung (§ 6 
Abs. 2 SGB VIII), damit auch Asylsu-
chende.124 Im Rahmen der Jugendbe-
rufshilfe kann auch eine Förderung 
der Vorbereitung auf die Nachholung 
eines Hauptschulabschlusses erfolgen.

1.4 Anerkennung im Ausland 
erworbener Berufsqualifika-
tionen

Mit dem am 1. April 2012 in Kraft 
getretenen Anerkennungsgesetz125, 
welches das Berufsqualifikationsfest-
stellungsgesetz (BQFG) und Ände-
rungen in 63 Fachgesetzen enthält,126 
soll die Nutzung im Ausland erwor-

124	Mrozynski, 5. Aufl. 2009, § 6 SGB VIII, 
Rn. 13. 

125	BGBl I vom 12.12.2011, 2515 ff.
126	Bundesministerium für Bildung und For-

schung (BMBF), Erläuterungen zum Aner-
kennungsgesetz des Bundes, März 2012, S. 4, 
siehe www.anerkennung-in-deutschland.de/
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bener Berufsqualifikationen für den 
deutschen Arbeitsmarkt erleichtert 
werden (§ 1 BQFG). Jede Person, die 
im Ausland einen Ausbildungsnach-
weis (Prüfungszeugnisse und Befähi-
gungsnachweise) erworben hat und 
in Deutschland eine der Berufsqua-
lifikation entsprechende Erwerbstä-
tigkeit ausüben will, hat Zugang zu 
einem Anerkennungsverfahren (§ 2 
Abs. 1; § 3 Abs. 2; § 6 Abs. 1 BQFG). 
Da bestimmte aufenthaltsrechtliche 
Voraussetzungen nicht genannt sind, 
können auch Asylsuchende wie etwa 
auch geduldete Migranten ein solches 
Verfahren einleiten.127  

Von dem Anerkennungsgesetz 
nicht umfasst sind

•	 landesrechtlich geregelte Berufe 
(etwa Lehrer, Architekten, Sozial-
arbeiter),

•	 reine Hochschulabschlüsse, die 
nicht zu einem reglementier-
ten Beruf128 hinführen (z. B. Di-

media/20120320_erlaeuterungen_zum_an-
erkennungsg_bund.pdf.

127	Ebd., S. 16.  
128	Dies sind berufliche Tätigkeiten, deren Auf-

nahme oder Ausübung nicht durch Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften an den Besitz 
bestimmter Berufsqualifikationen gebunden 
ist, vgl. § 3 Abs. 5 BQFG. Zu den nicht reg-
lementierten Berufen gehören auch die rund 
350 Ausbildungsberufe im dualen System, 
vgl. BMBF, a. a. O. (Fn. 126), S. 5.  

plom-Physiker, Mathematiker, 
Ökonom),129 

•	 allgemeinbildende Schulab-
schlüsse und Leistungen aus ei-
ner noch nicht abgeschlossenen 
Schullaufbahn,130 

•	 die Hochschulzugangsberechti-
gung sowie Studien- und Prü-
fungsleistungen, die insbesondere 
durch die Hochschulen geprüft 
werden.131 

Das Anerkennungsgesetz gewährt 
einen Rechtsanspruch auf ein Ver-
fahren zur Gleichwertigkeitsprüfung, 
wobei die festgestellte Gleichwer-
tigkeit für ganz Deutschland gilt.132 
Fehlen Nachweise über die erwor-
bene Berufsqualifikation aus nicht 
zu vertretenden Gründen, kann eine 
Feststellung der beruflichen Fähig-
keiten und Kenntnisse in sonstiger 
Weise, z. B. durch Arbeitsproben, 
Fachgespräche, praktische und the-
oretische Prüfungen erfolgen (§ 14 
BQFG). Diese Regelung ermöglicht 
auch Asylsuchenden, die häufig ohne 
Unterlagen aus ihrem Herkunftsland 

129	Hier besteht die Möglichkeit einer individu-
ellen Zeugnisbewertung durch die Zentral-
stelle für ausländisches Bildungswesen bei 
der KMK, www.kmk.org/zab/zeugnisbewer-
tungen.html; BMBF, a. a. O.  (Fn. 126), S. 7.   

130	Prüfung durch Zeugnisbewertungsstellen 
oder die aufnehmende Schule, vgl. BMBF, 
a. a. O. (Fn. 126), S. 8.   

131	BMBF, a. a. O. (Fn. 126), S. 7. 
132	Ebd., S. 12.  
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geflohen sind, die Anerkennung ihrer 
Berufsqualifikationen.

Bestehen wesentliche Unterschiede 
zwischen der aus- und der inländi-
schen Berufsqualifikation, wird ge-
prüft, ob diese durch nachgewiesene 
einschlägige Berufserfahrung oder 
andere Befähigungsnachweise (z. B. 
Weiterbildungen, Zusatzausbildun-
gen) ausgeglichen werden (§ 4 Abs. 2; 
§ 9 Abs. 2 BQFG).133 Grundsätzlich 
soll die Entscheidung innerhalb von 
drei Monaten ab Vorlage aller Un-
terlagen getroffen werden (§ 6 Abs. 3 
BQFG). Das Verfahren ist grundsätz-
lich gebührenpflichtig, die Gebühren 
sind derzeit je nach Beruf und Land 
sehr unterschiedlich und liegen aktu-
ell zwischen 25 € und 1.000 €.134 

Bei Asylsuchenden kann eine 
Übernahme dieser Kosten durch die 
Agentur für Arbeit über die Förde-
rung aus dem Vermittlungsbudget 
(§ 44 SGB III) erfolgen; das JobCen-
ter kann die Gebühren für Perso-
nen im SGB II-Leistungsbezug nach 
§ 16 Abs. 1 SGB II übernehmen (vgl. 
II. 1. 2. 2 b (3); 2. 1). 

Die Entscheidung über die Gleich-
wertigkeitsprüfung ergeht durch ei-
nen schriftlichen, rechtsmittelfähigen 
Bescheid135, wobei der Rechtsweg zum 
Verwaltungsgericht eröffnet ist (§ 16 
BQFG). In dem Bescheid werden die 

133	Ebd., S. 24.
134	Ebd., S. 15. 
135	Ebd., S. 26.  

vorhandenen Qualifikationen sowie 
die Unterschiede zum deutschen Ab-
schluss und bei reglementierten Beru-
fen zusätzlich die zu deren Ausgleich 
erforderlichen Maßnahmen darge-
stellt (§ 7 Abs. 2; § 10 BQFG). 

Eine Beratung bei der Anerken-
nung der Berufsqualifikationen bieten 
bundesweit spezialisierte Beratungs-
stellen im Rahmen des Netzwerks 
IQ136 an. 

1.5 Integrationskurse

Hierzu haben Asylsuchende keinen 
Zugang (§ 44 AufenthG).

1.6 Angebote im Rahmen 
von Programmen des Euro-
päischen Sozialfonds (ESF) 

Das eingangs genannte »ESF-Bun-
desprogramm zur arbeitsmarktlichen 
Unterstützung für Bleibeberechtig-
te und Flüchtlinge mit Zugang zum 
Arbeitsmarkt II«, dessen Laufzeit bis 
zum 31.  Dezember  2014 verlängert 
wurde, bietet durch die darüber ge-
förderten Netzwerke individuelle so-
wie strukturelle Unterstützung bei der 

136	Vgl. http://netzwerk-iq.de/482.html#c1787.

Das ESF-Bundesprogramm
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Integration in den Arbeitsmarkt an. 
Hierzu gehören Beratung, Unterstüt-
zung bei der Erstellung von Bewer-
bungsunterlagen, Vermittlung und 
Qualifizierung der Zielgruppe sowie 
Fachberatung und Fortbildungen für 
Multiplikatoren. Teilnehmen können 
Bleibeberechtigte und Flüchtlinge 
mit einem mindestens nachrangigen 
Arbeitsmarktzugang, also auch Asyl-
suchende, die sich seit neun Monaten 
im Inland aufhalten137 (vgl. I.  1. 1. 2).   

Ab 2015 soll die Arbeitsmarktin-
tegration der Zielgruppe einerseits 
durch die Öffnung weiterer ESF‑Bun-
desprogramme, zum anderen durch 
ein neu definiertes Bundesprogramm 
im Förderzeitraum 2014 bis 2020 si-
chergestellt werden. In einigen Bun-
desländern, z. B. Hamburg, werden 
diese Maßnahmen durch landeseige-
ne ESF-Programme für Asylsuchende 
und Flüchtlinge ergänzt. Darüber hi-
naus dürfte die im Koalitionsvertrag 
vom 27. November 2013 vorgesehene 
Kürzung  der Wartezeit auf drei Mo-
nate auch zu weiteren Überlegungen 
führen, Asylsuchende von Anfang 
an adäquat, also ihren Möglichkeiten 
und Bedarfen entsprechend, auf die 
Aufnahme einer Ausbildung oder ei-
ner Beschäftigung vorzubereiten.

137	Vgl. www.esf.de/portal/generator/15914/
property=data/2011__03__24__fr__bleibe-
recht2.pdf.

Dieses Programm zur Stärkung der 
berufsbezogenen Sprachkompetenz 
für Personen mit Migrationshinter-
grund ermöglicht eine Sprachförde-
rung, die als Vollzeitmaßnahme bis 
zu sechs Monate dauert.138 Der be-
rufsbezogene Unterricht Deutsch 
als Zweitsprache enthält insbesondere 
die Behandlung berufs(feld)- und ar-
beitsplatzbezogener Inhalte und die 
Vermittlung von Kenntnissen über 
kommunikative Regeln am Arbeits-
platz. Je nach Bedarf und Lerngruppe 
besteht eine Qualifizierung aus drei 
miteinander eng verbundenen Teilen:

•	 Fachunterricht, in dem Sachwis-
sen – auch Berufskunde – vermit-
telt wird,

•	 ein Praktikum in einem Betrieb 
oder einer Lehrwerkstatt,

•	 Besichtigungen von Betrieben 
und Institutionen zum Zweck der 
Berufsorientierung.139

138	Richtlinien für aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) mitfinanzierte Maßnah-
men zur berufsbezogenen Sprachförderung 
für Personen mit Migrationshintergrund 
im Bereich des Bundes (ESF-BAMF-Pro-
gramm) vom 21. Dezember 2011, § 2 Abs. 3, 
www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/
Downloads/Infothek/ESF/01_Grundla-
gen/foerderrichtlinie-20111221.doc?__
blob=publicationFile.

139	Pädagogisches Rahmenkonzept zum ESF-
BAMF-Programm, S. 10 f., www.bamf.de/
SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/In-

Das ESF-BAMF-Programm
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Seit dem 1. Januar 2012 haben auch 
Teilnehmende des o. g. ESF-Bundes-
programms einen Zugang zu die-
ser berufsbezogenen Sprachförde-
rung.140 Damit haben Asylsuchende 
zumindest nach neun Monaten erst-
malig bundesweit die Möglichkeit, 
einen Sprachkurs zu besuchen. Ab 
2015 werden die berufsbezogenen 
ESF‑Sprachkurse für alle Asylsuchen-
den mit Arbeitsmarktzugang generell 
geöffnet werden.    

Im Rahmen der Landes-ESF-Pro-
gramme gibt es weitere Angebote: 

Zum Beispiel soll in Niedersachsen 
das Ziel des Europäischen Sozialfonds 
(ESF), die berufliche und soziale Inte-
gration benachteiligter Jugendlicher, 
durch die Programme »Jugendwerk-
stätten« und »Pro-Aktiv-Centren« 
umgesetzt werden. In Jugendwerk-
stätten werden etwa Qualifizierungs-
maßnahmen im handwerklichen und 
hauswirtschaftlichen Bereich angebo-
ten; die Pro-Aktiv-Centren beraten, 

fothek/ESF/01_Grundlagen/paedkonz-daz-
esf-bamf.pdf?__blob=publicationFile.

140	Förderhandbuch zum ESF-BAMF-Pro-
gramm vom 1.6.2012; Anlage 3, S. 58, 
www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/
Downloads/Infothek/ESF/01_Grundlagen/
foerderhandbuch-pdf.pdf;jsessionid=CB0
CECBF23A3340BEDC22E488CB6278E.1_
cid244?__blob=publicationFile.

begleiten und vermitteln Jugendliche, 
die einen Einstieg in den Arbeits-
markt suchen. Beide Förderprogram-
me setzen Richtlinien im Bereich der 
Jugendberufshilfe (SGB VIII) um, 
weshalb auch junge Menschen mit ei-
ner Aufenthaltsgestattung hierzu Zu-
gang haben (vgl. II. 1. 3).141 

141	Niedersächsische Landesregierung, Antwort 
auf eine kleine Anfrage, Landtags-Drucksa-
che 15/3772, S. 2.

Landes-ESF-Förderprogramme
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2.1 Leistungen der JobCenter 
(SGB II)

Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 3 AufenthG erhalten 
keine Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz und können 
daher unter bestimmten Vorausset-
zungen142 Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts, aber auch zur 
Arbeitsmarktintegration nach dem 
SGB II beanspruchen (§ 7 Abs. 1; 
§ 16 ff. SGB II, § 1 Abs. 1 AsylblG). 
Nach § 8 Abs. 2 SGB II ist für die 
Annahme der Erwerbsfähigkeit die 
rechtliche Möglichkeit, eine Beschäf-
tigung vorbehaltlich einer Zustim-
mung der BA nach § 39 AufenthG 
aufzunehmen, ausreichend; ander-
weitig Schutzberechtigte haben seit 
dem Inkrafttreten der Beschäfti-
gungsverordnung (§ 31 BeschV) oh-
nehin einen uneingeschränkten Zu-
gang zu Beschäftigung (vgl. I. 2. 1. 1). 
Da das SGB II keine ausländerrechtli-
chen Sonderregelungen kennt, haben 
anderweitig Schutzberechtigte damit 
ohne Einschränkungen – unter den 

142	Nach § 7 Abs. 1 S. 1 SGB II erhalten Perso-
nen Leistungen nach dem SGB II, wenn sie 
im erwerbsfähigen Alter und auch sonst er-
werbsfähig und hilfebedürftig sind und ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben.

gleichen Voraussetzungen wie Inlän-
der – Zugang zu den Leistungen der 
JobCenter. 

Zu diesen gehören insbesonde-
re folgende Förderinstrumente: Die 
Kommunalen Eingliederungsleis-
tungen (§ 16 a SGB II) umfassen die 
Betreuung minderjähriger oder be-
hinderter Kinder oder die häusliche 
Pflege von Angehörigen, Schuldner-
beratung, psychosoziale Betreuung 
und Suchtberatung. Möchte ein sub-
sidiär Schutzberechtigter sich selbst-
ständig machen oder ist er bereits 
selbstständig tätig (vgl. I. 2. 1. 2), kann 
er die Leistungen zur Eingliederung 
von Selbstständigen (§ 16 c SGB II) 
nutzen. Hierzu gehören Darlehen und 
Zuschüsse143 für die Beschaffung von 
Sachgütern, die für die Ausübung der 
selbstständigen Tätigkeit notwendig 
und angemessen sind. Erfordert die 
weitere Ausübung der selbstständi-
gen Tätigkeit die Beratung oder die 
Vermittlung von Kenntnissen und 
Fertigkeiten durch Dritte, kann dies 
ebenfalls gefördert werden. Möglich 
ist auch eine Zuweisung in Arbeits-
gelegenheiten (§ 16 d SGB II), wenn 
dies für die Erhaltung oder Wiederer-
langung der Beschäftigungsfähigkeit 
erforderlich ist.

Ein in der Praxis wichtiges Ins-
trument stellt auch die Förderung 
von Arbeitsverhältnissen dar (§ 16 e 

143	 Maximal 5000 € als Zuschuss (§ 16 c Abs. 1, 
S. 2 SGB II).

2. Anderweitig (national) 
Schutzberechtigte
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SGB II): Unter bestimmten Voraus-
setzungen kann ein Arbeitgeber für 
die Beschäftigung von anderweitig 
Schutzberechtigten einen Zuschuss 
von bis zu 75 % des berücksichti-
gungsfähigen Arbeitsentgelts für ma-
ximal zwei Jahre erhalten.

2.2 Leistungen der Agentu-
ren für Arbeit (SGB III) 

Anderweitig Schutzberechtigte kön-
nen – als SGB II-Leistungsberechtigte 
nach § 16 SGB II und ansonsten we-

gen ihres uneingeschränkten Zugangs  
zu Beschäftigung – grundsätzlich die 
Förderinstrumente des SGB III in An-
spruch nehmen (II. 1. 2. 1).

Zu den Leistungen des SGB III mit 
den ausländerrechtlichen Sonderre-
gelungen, der Berufsausbildungsbei-
hilfe und den Leistungen zugunsten 
förderungsbedürftiger junger Men-
schen (berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahmen, ausbildungsbegleitende 
Hilfen und außerbetriebliche Be-
rufsausbildung) haben anderweitig 
Schutzberechtigte zum einen Zugang, 
wenn sie seit vier Jahren erlaubt, ge-
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BAföG § 8 Abs. 211

(2) Anderen Ausländern wird Aus-
bildungsförderung geleistet, wenn 
sie ihren ständigen Wohnsitz im In-
land haben und

1. eine Aufenthaltserlaubnis nach 
den §§ 22, 23 Absatz 1 oder 2, den 
§§ 23 a, 25 Absatz 1 oder 2, den 
§§ 25 a, 28, 37, 38 Absatz 1 Num-
mer 2, § 104 a oder als Ehegatte oder 
Lebenspartner oder Kind eines 
Ausländers mit Niederlassungser-
laubnis eine Aufenthaltserlaubnis 

nach § 30 oder den §§ 32 bis 34 des 
Aufenthaltsgesetzes besitzen,
2. eine Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Absatz 3, Absatz 4 Satz 2 oder 
Absatz 5, § 31 des Aufenthaltsge-
setzes oder als Ehegatte oder Le-
benspartner oder Kind eines Aus-
länders mit Aufenthaltserlaubnis 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 30 
oder den §§ 32 bis 34 des Aufent-
haltsgesetzes besitzen und sich seit 
mindestens vier Jahren in Deutsch-
land ununterbrochen rechtmäßig, 
gestattet oder geduldet aufhalten.

§

stattet oder geduldet in Deutschland 
leben (§ 59 Abs. 1 SGB III, § 8 Abs. 2 
Nr. 2 BAföG) oder zum anderen, 
wenn sie oder ihre Eltern sich eine 
bestimmte Zeit im Inland aufgehalten 
haben und hier rechtmäßig erwerbs-
tätig waren (§ 59 Abs. 3 SGB III). Die 
letztere Option steht – wie darge-
stellt – auch Asylsuchenden offen (vgl. 
daher zu den Einzelheiten II. 1. 2. 2 b).

   

2.3 Integrationskurse

Nach den Allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften zum AufenthG144 können 
Personen, wenn sie einen rechtmäßi-
gen und dauerhaften Aufenthalt ha-

144	AVwV, 44.4 i. V. m. § 44 Abs. 1, S. 2 AufenthG.

ben, im Rahmen verfügbarer Kurs-
plätze nach § 44 Abs. 4, S. 1 AufenthG 
zur Teilnahme an Integrationskursen 
zugelassen werden. Dauerhaft ist der 
Aufenthalt in der Regel, wenn der 
Ausländer seit über 18 Monaten eine 
Aufenthaltserlaubnis hat oder deren 
Geltungsdauer mehr als ein Jahr be-
trägt (§ 44 Abs. 1 S. 2 AufenthG). 

Da bei anderweitig Schutzberech-
tigten die Aufenthaltserlaubnis für 
mindestens ein Jahr erteilt wird (§ 26 
Abs. 1 S. 4 AufenthG n. F.), können sie 
unter den genannten Voraussetzun-
gen zu einem Integrationskurs zuge-
lassen werden.
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SGB II § 16 c

(1) Erwerbsfähige Leistungsberech-
tigte, die eine selbständige, haupt-
berufliche Tätigkeit aufnehmen 
oder ausüben, können Darlehen 
und Zuschüsse für die Beschaffung 
von Sachgütern erhalten, die für die 
Ausübung der selbständigen Tä-
tigkeit notwendig und angemessen 
sind. Zuschüsse dürfen einen Betrag 
von 5000 Euro nicht übersteigen.
(2) Erwerbsfähige Leistungsberech-
tigte, die eine selbständige, hauptbe-
rufliche Tätigkeit ausüben, können 
durch geeignete Dritte durch Bera-
tung oder Vermittlung von Kennt-
nissen und Fertigkeiten gefördert 
werden, wenn dies für die weitere 
Ausübung der selbständigen Tätig-

keit erforderlich ist. Die Vermittlung 
von beruflichen Kenntnissen ist aus-
geschlossen.
(3) Leistungen zur Eingliederung 
von erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten, die eine selbständige, 
hauptberufliche Tätigkeit aufneh-
men oder ausüben, können nur ge-
währt werden, wenn zu erwarten 
ist, dass die selbständige Tätigkeit 
wirtschaftlich tragfähig ist und die 
Hilfebedürftigkeit durch die selb-
ständige Tätigkeit innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums dauerhaft 
überwunden oder verringert wird. 
Zur Beurteilung der Tragfähigkeit 
der selbständigen Tätigkeit soll die 
Agentur für Arbeit die Stellungnah-
me einer fachkundigen Stelle verlan-
gen. 

§



2.4. Sonstige Leistungen

Zu den sonstigen sozialrechtlichen 
Leistungen und Förderangeboten ha-
ben anderweitig Schutzberechtigte 
uneingeschränkt Zugang (vgl. II. 1. 3, 
1. 4, 1. 6).

Migranten mit einer Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 4 S. 2 AufenthG 
haben in diesem Bereich die gleichen 
Rechte wie anderweitig Schutzberech-
tigte. Inhaber von Formen der Auf-
enthaltserlaubnis, die nur mit dem 
Bezug von Leistungen nach dem Asyl-
bewerberleitungsgesetz verbunden 
sind (§ 25 Abs. 4 S. 1, Abs. 4 a, b, Abs. 5 
AufenthG, § 1 Abs. 1 AsylblG) haben 
grundsätzlich ebenfalls die gleichen 
Zugänge zu den sozialrechtlichen 
und sonstigen Förderangeboten, mit 
Ausnahme des Zugangs zu den För-
derleistungen des SGB II. Bei der Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 S. 1; 
Abs. 4 a, b AufenthG können darüber 
hinaus die Berufsausbildungsbeihilfe 
und die Leistungen zugunsten för-
derungsbedürftiger junge Menschen 
nur genutzt werden, wenn die Vor-
aussetzungen des § 59 Abs. 3 SGB III 
vorliegen (§ 59 Abs. 1, § 8 Abs. 2 Nr. 2 
BAföG).

Als Inhaber einer Aufenthaltserlaub-
nis nach § 25 Abs. 1 oder 2 AufenthG 
n. F. haben Asylberechtigte und in-
ternational Schutzberechtigte (also 
GFK‑Flüchtlinge sowie subsidiär 
Schutzberechtigte) grundsätzlich ei-
nen uneingeschränkten Zugang zu 
den Leistungen der SGB II und III zur 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
sowie zu den sonstigen sozialrechtli-
chen Leistungen und Förderangebo-
ten (vgl. II. 2. 1; 2. 2; 2. 4). Dabei hat 
sich die Rechtsstellung der subsidiär 
Schutzberechtigten seit dem 1.  De-
zember 2013 entscheidend verbessert: 
Da auch sie jetzt eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 2 AufenthG 
erhalten, gelten für sie in diesem Be-
reich dieselben Bestimmungen wie 
für Asylberechtigte und GFK-Flücht-
linge.145 Alle drei Personengruppen 
können ohne Wartezeit die Förder-
instrumente des SGB III mit den aus-
länderrechtlichen Sonderregelungen 
(Berufsausbildungsbeihilfe, Leistun-
gen zugunsten förderungsbedürftiger 

145	Vor dem 1. Dezember 2013 hatten subsidiär 
Schutzberechtigte noch eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG und damit 
Zugang zu diesen Leistungen nur, wenn sie 
sich seit vier Jahren gestattet, geduldet oder 
erlaubt im Inland aufgehalten haben (§ 59 
Abs. 1, § 8 Abs. 2 Nr. 2 BaföG).
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4. Migrantinnen und Mi-
granten mit einer Duldung

junger Menschen) nutzen (§ 59 Abs. 1 
SGB III, § 8 Abs. 2 Nr. 1 BAföG). Sie 
haben einen Anspruch auf BAföG-
Leistungen während einer schulischen 
Ausbildung oder eines Studiums (§ 8 
Abs. 2 Nr. 1 BAföG). Darüber hinaus 
besteht ein Anspruch auf die Teilnah-
me an einem Integrationskurs (§ 44 
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 c AufenthG). 

Migranten mit einer Aufenthaltser-
laubnis nach den §§ 22; 23 Abs. 1, 2; 
23 a; 25 a AufenthG haben insoweit 
die gleichen Rechte wie Asylberech-
tigte und international Schutzberech-
tigte; für Inhaber einer Aufenthalts-
erlaubnis nach § 24 Abs. 1 AufenthG 
gilt dies allerdings mit der Einschrän-
kung, dass diese keinen Zugang zu 
den Förderinstrumenten des SGB III 
mit den ausländerrechtlichen Sonder-
regelungen haben (§ 59 Abs. 1 SGB III, 
§ 8 Abs. 2 BAföG). 

4.1 Leistungen der JobCenter 
(SGB II)

Wegen des Bezugs von Leistungen 
nach dem AsylblG sind gedulde-
te Migranten von den Leistungen 
des SGB II zur Eingliederung in Ar-
beit ausgeschlossen (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 
AsylblG, § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB II). 

4.2 Leistungen der Agentu-
ren für Arbeit (SGB III)

Personen mit einer Duldung und ei-
nem mindestens nachrangigem Ar-
beitsmarktzugang (bei einjährigem 
Aufenthalt und keinem Arbeitsverbot 
nach § 33 BeschV (vgl. I. 4. 1) haben 
grundsätzlich wie Asylsuchende Zu-
gang zu den Leistungen des SGB III. 
Werden Förderleistungen mit dem 
Hinweis auf das Bestehen eines Ar-
beitsverbotes nach § 33 BeschV ab-
gelehnt, ist jedoch im Rahmen der 
Beratung zu klären, ob dessen Vor-
aussetzungen tatsächlich gegenwärtig 
vorliegen (vgl. I. 4. 1. 4). 

Im Vergleich zu Asylsuchenden 
sind Inhaber einer Duldung in einem 
Punkt bessergestellt: Bei einem vier-
jährigen gestatteten, geduldeten oder 
erlaubten Aufenthalt besteht wäh-

II.4. Migrantinnen und Migranten mit einer Duldung 	 57

3. Asylberechtigte und 
international Schutzbe-
rechtigte



rend einer betrieblichen Berufsausbil-
dung ein Anspruch auf Berufsausbil-
dungsbeihilfe (§ 59 Abs. 2 SGB III).146 
Ein Zugang zu den Leistungen zu-
gunsten förderungsbedürftiger jun-
ger Menschen (berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahmen, ausbildungs-
begleitende Hilfen und außerbetrieb-
liche Berufsausbildung, §§ 51; 75; 76 
SGB III) ist wegen der fehlenden Ver-
weisungen in § 52 Abs. 2; § 78 Abs. 3 
SGB III auf die Regelung für gedulde-
te Migranten nach § 59 Abs. 2 SGB III 
allerdings nicht gegeben. Duldungs-
inhabern kann diese Förderung – wie 
Asylsuchenden – stattdessen über 
§ 59 Abs. 3 SGB III gewährt werden, 
wonach auch ein Anspruch auf Be-
rufsausbildungsbeihilfe gegeben sein 
kann (vgl. II. 1. 2. 2).   

Es stellt sich jedoch die Frage, wa-
rum nicht auch Asylsuchenden nach 
vierjährigem Voraufenthalt ein An-
spruch auf Berufsausbildungsbeihilfe 
und auf BAföG-Leistungen einge-
räumt wird. 

146	 Dies gilt ebenso für die Leistungen nach dem 
BAföG bei einem Studium oder einer schuli-
schen Ausbildung, vgl. § 8 Abs. 2 a BAföG.

4.3 Sonstige Leistungen

Zu den sonstigen sozialrechtlichen 
Leistungen und Förderangeboten ha-
ben geduldete Migranten wie Asylsu-
chende Zugang (vgl. II. 1. 3–1. 6).

SGB  III § 59 Abs. 211

(2) Geduldete Ausländerinnen 
und Ausländer (§ 60 a des Aufent-
haltsgesetzes), die ihren ständigen 
Wohnsitz im Inland haben, werden 
während einer betrieblich durch-
geführten Berufsausbildung geför-
dert, wenn sie sich seit mindestens 
vier Jahren ununterbrochen recht-
mäßig, gestattet oder geduldet im 
Bundesgebiet aufhalten.

§ Fazit
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Zuwanderer mit Fluchthintergrund, 
die in Deutschland arbeiten oder eine 
Ausbildung aufnehmen möchten, ha-
ben – wie dargestellt – Zugang zu den 
verschiedensten Leistungen zur Inte-
gration in den Arbeitsmarkt.

Dennoch bestehen weiterhin einige 
Hindernisse:

•	Der vollständige Ausschluss vom 
Arbeitsmarkt in den ersten neun 
Monaten bei Asylsuchenden, 
der nachrangige Arbeitsmarkt-
zugang während der ersten vier 
Jahre und insbesondere das aus-
länderbehördliche Arbeitsverbot 
verzögern in vielen Fällen die 
erste Kontaktaufnahme zum Ar-
beitsmarkt, was negative Folgen 
für die Beschäftigungsfähigkeit 
haben kann.

•	Der Ausschluss bestimmter Grup-
pen von Berufsausbildungsbeihil-
fe/BAföG-Leistungen und von 
den Leistungen des SGB III, die 
für  förderungsbedürftige junge 
Menschen vorgesehen sind (au-
ßerbetriebliche Berufsausbildung, 
ausbildungsbegleitende Hilfen 
etc.), kann verhindern, dass junge 
Menschen eine Ausbildung auf-
nehmen. 

•	 Insbesondere wegen des Zusam-
menspiels von Ausländer- und 
Sozialrecht in diesem Themenfeld 
kommt es in der Praxis bei den 
Zuwanderern selbst und bei den 
relevanten Arbeitsmarktakteuren 
zu Unsicherheiten, sodass recht-
lich vorgesehene Möglichkeiten 
zur Arbeitsmarktintegration in 
manchen Fällen nicht genutzt 
werden.  

Es bleibt zu hoffen, dass im Zuge der 
Umsetzung des Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts vom 18. Juli 2012 
zum AsylbLG147 auch Fragen des 
Arbeitsmarktzugangs mit einem 
anderen, auf Partizipation statt auf 
Ausgrenzung beruhenden Ansatz dis-
kutiert und beantwortet werden. Das 
Bundesverfassungsgericht hat festge-
stellt, dass die Menschenwürde »mig-
rationspolitisch nicht zu relativieren« 
ist148 und damit die Argumentation 
verworfen, wonach ein Absenken der 
Leistungen für Asylsuchende und 
geduldete Personen schon deshalb 
zulässig sei, weil Anreize für Wan-
derungsbewegungen nach Deutsch-
land vermieden werden müssten. 
Weiterhin ist es nach dem Urteil des 

147	BVerfG, Urteil vom 18.7.2012 – 1 BvL 10/10, 
1 BvL 2/11 (asyl.net, M19839). 

148	Ebd., Rn. 121.
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Bundesverfassungsgerichts nicht zu-
lässig, bei der konkreten Ausgestal-
tung existenzsichernder Leistungen 
pauschal nach dem Aufenthaltsstatus 
zu differenzieren.149 Diese Aussagen 
lassen sich durchaus auf Fragen des 
Arbeitsmarktzugangs übertragen, 
auch hier gilt, dass migrationspoliti-
sche Erwägungen (bzw. die aufent-
haltsrechtlichen Sanktionen, die aus 
solchen Erwägungen folgen), nicht zu 
einem dauerhaften und pauschalen 
Ausschluss ganzer Gruppen von Bil-
dung, Ausbildung und Beschäftigung 
führen dürfen. Die Verbesserungen 
durch die neue Beschäftigungsverord-
nung stellen erste Schritte dar, die auf 
ein vorsichtiges Umdenken schließen 
lassen. 

149	Ebd., Rn. 99 
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a. F.	 Alte Fassung

AsylbLG	 Asylbewerberleistungsgesetz

ASylVfG	 Asylverfahrensgesetz

AufenthG	 Aufenthaltsgesetz (Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbs- 
	 tätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet)

AVwV	 Allgemeine Verwaltungsvorschrift

BA	 Bundesagentur für Arbeit

BAföG	 Bundesausbildungsförderungsgesetz (Bundesgesetz über indi- 
	 viduelle Förderung der Ausbildung)

BeschV	 Beschäftigungsverordnung (Verordnung über die Beschäftigung  
	 von Ausländerinnen und Ausländern)

BeschVerfV	 Beschäftigungsverfahrensverordnung (Verordnung über das  
	 Verfahren und die Zulassung von im Inland lebenden Auslän- 
	 dern zur Ausübung einer Beschäftigung)

BMAS	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales

BQFG	 Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz (Gesetz über die Feststel- 
	 lung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen)

DA	 Durchführungsanweisungen

ESF	 Europäischer Sozialfonds

GA 	 Geschäftsanweisungen

GFK	 Genfer Flüchtlingskonvention (Abkommen über die Rechtsstel- 
	 lung der Flüchtlinge)

n. F.	 Neue Fassung

SGB	 Sozialgesetzbuch

ZAV	 Zentrale Auslands- und Fachvermittlung

Abkürzungen



Unsere Angebote

ASYLMAGAZIN – Zeitschrift für Flüchtlings- und Migrationsrecht. Enthält 
Rechtsprechung, Länderinformationen, Beiträge für die Beratungspraxis 
und zu aktuellen rechtlichen Entwicklungen sowie Nachrichten. 

www.asyl.net – Rechtsprechungsdatenbank zum Flüchtlings- und Migrati-
onsrecht sowie sachverwandten Rechtsgebieten, ausgewählte Rechtspre-
chung und Länderinformationen, Adressen, Arbeitsmittel und Tipps.

www.ecoi.net – Online-Datenbank mit den wichtigsten öffentlich zugängli-
chen Informationen zu Herkunftsländern.

Schulungen und Vorträge – Einführungen in Rechtsgebiete, Vorträge zu 
besonderen rechtlichen Fragestellungen oder zur Recherche von Herkunfts-
länderinformationen.

Dokumenten- und Broschürenversand – Dokumente, die im ASYLMAGA-
ZIN und bei www.asyl.net erwähnt werden, können bezogen werden bei 
IBIS – Interkulturelle Arbeitsstelle e. V., Klävemannstraße 16, 26122 Olden-
burg, Fax: 0441/9849606, info@ibis-ev.de.


